
Seite 6 // Heime

Neues Gesetz Der Entwurf zum Wohn-, 
Teilhabe- und Pflegegesetz (WTPG) in 
Baden-Württemberg muss Bernhard 
Schneider zufolge nachgebessert werden. 
Der Geschäftsführer der EHS kritisiert die 
überbordende Bürokratie.

Seite 9 // QmpraxiS

Neue Serie Die Fehler-Möglichkeit-Einfluss- 
Analyse (FMEA) ist ein Standardinstrument 
zur Fehlerprävention. Im Pflegebereich 
kommt das Instrument überraschender-
weise bisher nur vereinzelt zum Einsatz. 
 CAREkonkret stellt das Konzept vor.

Seite 2 // tHema der WocHe

Neue diskussion Nach der Schiedsstellenent-
scheidung Mitte des Jahres wurde es für kurze 
Zeit ruhig um den „Pflege-TÜV“. Nun hat das 
Bundessozialgericht die Urteilsgründe zu 
seiner Entscheidung veröffentlicht und damit 
eine neue Diskussionsrunde angestoßen.
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NacH der WaHl

Großbaustelle Pflege
Wie auch immer die künftige Bundesregierung zusammengesetzt ist: Die Pflege bleibt eine Großbaustelle. Noch ist 
vieles ungeklärt, etwa wie es mit dem neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff weiter geht. Die Branche hofft auf Tempo.

Von Lukas sander

Berlin // Wenige Tage nach der Bun-
destagswahl verdichten sich die An-
zeichen, dass eine große Koalition 
das Land regieren wird. Wer aller-
dings den Posten des Bundesgesund-
heitsministers besetzen wird, ist 
noch völlig unklar. In der zurücklie-
genden großen Koalition stellte die 
SPD mit Ulla Schmidt die Ministerin. 
Dass das Ressort bei Rot-Schwarz 
auch in Zukunft an die Sozialdemo-
kraten und damit möglicherweise an 
den Gesundheitsexperten Karl Lau-
terbach (Mitglied im Kompetenzte-
am von Peer Steinbrück) ginge, wäre 
aber kein Automatismus. So wird 
dem CDU-Gesundheitsexperten Jens 
Spahn ein ausgeprägter Drang zum 
Ministeramt nachgesagt. Aber auch 
die gelernte Ärztin Ursula von der 
Leyen hat schon immer Interesse 
an diesem Ressort gezeigt. Eine wei-
tere – jedoch eher unwahrscheinli-
che – Variante wäre, das Teilressort  
Pflege in ein anderes Ministerium  
zu verlagern. 

Wer auch immer Pflegeminister 
wird – in für die Pflege zentralen 
Punkten gäbe es große Unterschiede 
in den bisher gesteckten Zielen der 
Koalitionspartner. So steht der SPD-
Forderung nach einer Bürgerversi-
cherung, in die alle Beitragszahler 
verpflichtend einzahlen, die Unions-
position gegenüber, die weiter auch 
auf die private Krankenversicherung 
(PKV) setzt. 

freude bei privaten Versicherern 

Die Versicherungswirtschaft war 
denn auch eine der ersten Branchen, 
die mit einer Pressemitteilung eine 
positive Prognose für ihre Produkte 
abgab: „Mit einer CDU-geführten 
Regierung ist nicht davon auszuge-
hen, dass die von SPD, Grünen und 
der Linken favorisierte einheitliche 
Bürgerversicherung eine politi-
sche Mehrheit in Deutschland hat“, 
hieß es dort. Mit einer CDU-geführ-
ten Regierung dürfte die Branche  
der privaten Krankenversicherung 
wieder mehr Planungssicherheit 

zurückerhalten, heißt es in einer 
Pressemitteilung. Weiter: „Denn ob-
wohl viele Unionspolitiker wie Jens 
Spahn eine Reform der PKV for-
dern, gibt es ein parteipolitisches 
Bekenntnis zur Beibehaltung des  
dualen Systems.“

Dass sich viele Vertreter der Pfle-
gebranche eher eine linke Mehrheit 
gewünscht hätten, war aus einer 
nicht repräsentativen Umfrage 
hervorgegangen, die  CAREkonkret 
zwei Wochen vor der Wahl gestar-
tet hatte. 

Demnach setzten die meisten 
Leserinnen und Leser die größten 
Hoffnungen in die Grünen, gefolgt 
von der SPD. Zusammen mehr als 
50 Prozent der Beteiligten waren 
der Auffassung, dass Rot-Grün die 
Pflege am besten vertreten würde. 

Wie zu erwarten stellte sich die 
Branche recht schnell auf die realen 
Verhältnisse ein. „Der ABVP wird 
die nun dringend anzugehenden 
Reformen konstruktiv begleiten“, so 
der Bundesvorsitzende des Arbeit-
geber- und BerufsVerband Privater 

Pflege (ABVP), Norbert Schultz. Es 
bleibe nun abzuwarten, was dieses 
Ergebnis für die Pflegelandschaft 
bedeute. „Einen deutlichen System-
wechsel wird es nicht geben, so viel 
ist sicher“, sagte Schultz. Jedoch 
habe auch die CDU angekündigt, 
die Pflegeversicherung nun so zu 
reformieren, dass der neue Pflege-
bedürftigkeitsbegriff eingeführt 
werden könne.

Pflegeversicherung: sPd und 
cdu wollen höhere Beiträge

Einig waren sich SPD und CDU 
schon vor der Wahl, dass es Bei-
tragssteigerungen in der Sozialen 
Pflegeversicherung geben muss. 
Während die SPD 0,5 Prozentpunk-
te forderte, nannte die Kanzlerin 
keine Zahlen für eine Beitragserhö-
hung. Eine Dynamisierung des Bei-
tragssatzes schloss sie aus. 

Unklar ist, wann ein neues Re-
gierungsbündnis steht: 2005 hatte 
die schwarz-rote Koalition 65 Tage 
zur Regierungsbildung gebraucht. 
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// Pflegende Angehörige 
leisten einen stillen 
Dienst, der von der Ge-
sellschaft kaum beach-
tet wird. Sie brauchen 
ein ABS-System –  
eine Kombination aus  
Anerkennung, Bera-
tung/Begleitung und 
Sicherheit //
Frank schumann, Fachstelle für pfle-
gende angehörige des diakonisches 
Werkes Berlin-stadtmitte, anlässlich 
der Berliner „Woche der pflegenden 
angehörigen“ (23. bis 29. september).

Zitat 
der WocHe

erNeut GeScHeitert

Länder stoppen 
Präventionsgesetz 
Berlin // Die Länder haben das von 
der schwarz-gelben Koalition ge-
plante Präventionsgesetz gestoppt. 
Mit der Mehrheit von SPD-, Grünen- 
und Linkspartei-regierten Ländern 
verwies der Bundesrat das Gesetz 
am vergangenen Freitag in Berlin in 
den Vermittlungsausschuss.

Damit ist das Gesetz für diese 
Legislaturperiode gescheitert. Auch 
die Pläne der Koalition für einen 
schärferen Kampf gegen Korruption 
im Gesundheitswesen liegen somit 
auf Eis. Mit zusätzlichen Millionen-
ausgaben sollten die Kassen die 
Ausbreitung von Volkskrankheiten 
eindämmen.

aWo kritisiert entwurf

Der AWO Bundesverband bewertet 
das Scheitern des Gesetzes positiv. 
„Das vorliegende Gesetz zur Förde-
rung der Prävention wird seinem 
Namen nicht gerecht“, erklärt AWO 
Vorstandsmitglied Brigitte Döcker. 

Prävention müsse in den ver-
schiedenen Lebensbereichen der 
Menschen auf der Grundlage einer 
abgestimmten Gesamtstrategie 
alle relevanten Politikfelder ein-
schließen. Zudem müssen mit den 
verschiedenen Zielgruppen gemein-
sam Präventionsangebote in deren 
Lebenswelt entwickelt und umge-
setzt werden. Der von der Regierung 
vorgelegte Gesetzentwurf sei davon 
weit entfernt. Er verenge Prävention 
auf medizinische Leistungen und 
punktuelle Maßnahmen wie bspw. 
einmalige präventive Untersuchun-
gen beim Arzt.  (ck)

Die Software für Soziale Dienstleister

Wenn der schweizer Fußballmeister FC Basel am 1. oktober im ersten 
Champions League-Heimspiel dieser saison auf den FC schalke 04 trifft, 
werden die reihen der stadionloge „Joggeliblick“ vermutlich voll besetzt 
sein. und zwar mit Bewohnern der Tertianum-residenz „st. Jakob-Park“ 
– die senioreneinrichtung ist in das stadion „Joggeli“ (st. Jakob-Park)  
integriert. Fußball biete die Möglichkeit, neues zu lernen, neugierig zu 
sein und mitreden zu können, so die Philosophie des Hauses. 

einige eingefleischte Fans verfolgen jedes spiel des FC Basel von der Loge 
aus. und damit die diskussionen über abseits und elfmeter nicht abreißen, 
organisiert die residenz für ihre Bewohner auch kurse über Fußballregeln. 
Wem der sinn nicht nach Fußball steht, kann sich ein konzert oder eine 
oper von der Loge aus ansehen. Übrigens: der FC Basel gewann das auf-
taktspiel beim FC Chelsea sensationell 2:1, schalke siegte daheim im ersten 
Gruppenspiel gegen steaua Bukarest mit 3:0. es wird spannend.  (keha) 
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Thema der Woche

Von Prof. Thomas Klie 
und ines Theda

Kassel // Ziel der Grundsatzkla-
ge war es, die Rechtmäßigkeit der 
(unter-)gesetzlichen Grundlagen 
für die Veröffentlichung der Trans-
parenzberichte höchstrichterlich 
überprüfen zu lassen. Eine solch 
grundsätzliche Überprüfung der 
PTVS und des § 115 Abs. 1a SGB XI 
versagte das BSG indes mit seiner 
Abweisung der Klage. Das Prozess-
recht sehe eine „Normenkontrolle“ 
nicht vor. Unzumutbare Nachtei-

le, die anders nicht abzuwehren 
wären, drohten den betroffenen 
Einrichtungen nicht. Da gegen die 
Veröffentlichung der jeweiligen 
Transparenzberichte Eilrechts-
schutz beantragt und zuvor in-
nerhalb der Kommentierungsfrist 
strittige Fragen zwischen den Ein-
richtungen und den Kassen geklärt 
werden könnten, sei ausreichen-
der Rechtsschutz gewährleistet. 
Pflegeeinrichtungen und -dienste 
werden mit dieser Entscheidung 
darauf verwiesen, stets aufs Neue 
gegen die Transparenzberichte 
vorzugehen. Einen höchstrichterli-
chen Stopp gab es nicht.

Gesetzgeber darf öffentliche 
Bewertung vorschreiben 

So ganz wollte das BSG denn doch 
nicht zu der verfassungsrechtli-
chen Problematik schweigen und 
die gesamte Pflegebranche in Un-
sicherheit über die Rechtmäßigkeit 
der Qualitätsberichterstattung las-
sen. Es befasste sich zumindest an 
der Oberfläche mit der Frage, ob der 
Gesetzgeber die Veröffentlichung 
anordnen und die entsprechende 
Festlegung der Bewertungskrite-
rien und -systematik an die ge-
meinsame Selbstverwaltung über-
tragen durfte. Ohne sich mit der 

Begründung zu „Pflege-TüV“-urTeil liegT Vor

Höchstrichterliches Geleit
Nach der Schiedsstellenentscheidung Mitte des Jah-
res wurde es für kurze Zeit ruhig um den „Pflege-TÜV“.  
Nun hat das Bundessozialgericht (BSG) die Urteilsgründe 
zu seiner Entscheidung vom Mai 2013 veröffentlicht und 
damit eine neue Diskussionsrunde um die Qualitätsbe-
wertung eingeleitet.

umfangreich vorgetragenen Kritik 
der Klägerin und der rechtswissen-
schaftlichen Literatur eingehend 
auseinanderzusetzen, erteilte das 
BSG dem Gesetzgeber seinen höch-
strichterlichen Segen für die Anord-
nung der hoheitlichen Evaluierung 
von Pflegequalität und die Übertra-
gung der Ausgestaltung der Bewer-
tungskriterien und des Verfahrens 
auf die Spitzenverbände. Pflegeleis-
tungen seien der öffentlichen Da-
seinsvorsorge zuzuordnen und für 
solche könne der Gesetzgeber auch 
die Bewertung auf der Grundlage 
von Werturteilen vorschreiben, 
selbst wenn dies in anderen Wirt-
schaftszweigen nicht erlaubt sei 
und noch kein Konsens über Krite-
rien der Qualitätsbewertung von 
Pflegeleistungen bestehe.

Zur PTVS selbst äußerte sich 
das BSG in seinen Urteilsgründen 
nicht. Allein in der mündlichen 
Verhandlung hatte der vorsitzende 
Richter sein Verständnis für die in-
haltliche Kritik der Klägerin an der 
PTV zum Ausdruck gebracht.

der Selbstverwaltung erste  
Gehversuche zugestanden

Das BSG bestätigt damit in seinen 
Urteilsgründen die schon mündlich 
getroffene Aussage, dass der ge-
meinsamen Selbstverwaltung die 
ersten, von Unvollkommenheit ge-
prägten, Gehversuche bei der Qua-
litätsbewertung von Pflegeleistun-
gen zuzugestehen seien. Ein teures 

Recht auf „trial and error“. Gemes-
sen an der Realität, in welcher die 
Beitragszahler seit vier Jahren die 
breit angelegten Versuche finan-
zieren und weder aussagekräftige 
Erkenntnisse aus den Noten ziehen 
können noch tatsächlich aufgrund 
des vermeintlich angestoßenen 
„Qualitätswettbewerbs“ von einer 
Verbesserung der Pflegequalität 

profitieren, ist das Urteil eine bittere 
Pille. Eine Pille, die allerdings keine 
sedierende, sondern stimulierende 
Wirkung entfalten sollte – und zwar 
für alle Akteure in der Pflege bis hin 
zum Bewohner / zur Bewohnerin 
bzw. Kunden/ Kundin.

auch mit neuer PTVS ist  
Besserung nicht in Sicht

Auch in den nächsten Jahren ist 
nicht mit einer Qualitätsverbesse-
rung der Qualitätsbewertung zu 
rechnen, das zeigen die Ergebnisse 
zur Neuverhandlung der PTVS, die 
ab dem 1. Januar 2014 in Kraft treten 
soll. Nun ist die Politik gefragt und 
sind die Träger von Einrichtungen 
und Diensten gefordert. Die Zeiten, 
da die Branche nach Kassel schaute 
und dort auf eine Qualitätssiche-
rung der Verhandlungen der ge-
meinsamen Selbstverwaltung und 
eine Korrektur der verfehlten Pfle-
genoten hoffen konnte, sind jeden-
falls vorbei.

■	 rechtsanwälte Prof. dr. Thomas 
Klie und Ines Theda, Kanzlei dr. 
heß und Kollegen, Freiburg 
e-mail: info@drhess-kollegen.de 
internet: www.drhess-kollegen.de

 am 1. Januar treten die Neurege-
lungen der überarbeiteten PTVS 
in Kraft. details dazu lesen Sie 
auf Seite 7.

  

mdK-Prüferin bei der Begutachtung: „Nach wie vor kann man mit der rechtswidrigkeit der PTVS und der PTVa argumentieren –  
das BSG hat hierzu in seinen Urteilsgründen nichts gesagt“, erläutern Ines Theda und Prof. Thomas Klie.
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// Ein teures Recht 
auf „trial and error“ 
//

Prof. Thomas Klie
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// Eine Pille, die sti-
mulierende Wirkung 
entfalten sollte //

ines Theda TIPPS Für PFleGeeINrIchTUNGeN 

 > Pflegeeinrichtungen sollten ihren Trägerverbänden gegenüber klar Posi-
tion zum „Pflege-TÜV“ beziehen.

 > das BsG meint, dass die Kassen eine anhörung zu strittigen fragen in 
Transparenzberichten durchführen müssen – ähnlich wie bei maßnah-
mebescheiden. Von diesem recht sollte Gebrauch gemacht werden.

 > nach wie vor haben eilanträge bei Gericht gegen die Veröffentlichung 
aussicht auf erfolg. das BsG hat nur die gesetzliche Grundlage für die 
PTVs für rechtmäßig befunden. die Veröffentlichung der Berichte stellt 
auch nach ansicht des BsG einen eingriff in das Grundrecht auf unter-
nehmerische Betätigungsfreiheit dar, der vom Grundsatz her gerecht-
fertigt ist – jedoch nur solange ein Bericht nicht fehlerhaft, vergleichbar, 
verständlich und irreführend ist. 

 > nach wie vor kann man mit der rechtswidrigkeit der PTVs und der PTVa 
argumentieren – das BsG hat hierzu in seinen urteilsgründen nichts ge-
sagt. so kann beispielsweise auch der Beschluss des lsG sachsen-anhalt 
herangezogen werden, der der wissenschaftlichen evaluation von Prof. 
hasseler und Prof. dr. Karin Wolf-ostermann beweisrechtliche Bedeutung 
beimisst, und dementsprechend schlussfolgert, dass zur vergleichbaren 
Bewertung der einzelnen Kriterien diese mindestens auf fünf Bewohner/
Kunden zutreffen müssen. 

 > die kosmetischen Änderungen an der PTVs, die ab 1.1.2014 gelten sollen, 
ändern nichts an der grundsätzlichen Kritik vieler Gerichte und rechts-
wissenschaftler. diese Kritik kann weiterhin vorgetragen werden.

 > Vertreten sie in den Prüfungen ihren standpunkt selbstbewusst und 
bestimmt. die fachliche expertise hat die Pflegekraft, die die Bewohner/
Kunden Tag für Tag begleitet. es gilt, den Prüfern, die sich nur an einem 
Tag einen kurzen eindruck verschaffen können, dies zu verdeutlichen und 
mit ihnen in einen fachlichen dialog auf augenhöhe einzutreten.

 > stellen sie sich hinter ihre mitarbeiter und lassen sie fehlerhafte Bewer-
tungen nicht im raum stehen. findet eine Verhandlung vor Gericht statt: 
lassen sie ruhig ihre Pdl aus dem Pflegealltag schildern und fehlerhafte 
Bewertungen darstellen. die Pdl kann sich so für sich und ihre mitarbei-
ter einsetzen und richter und Gegenseite erhalten ein viel realistischeres 
Bild, was oft Wunder bewirkt. (ines Theda)



J ahrzehntelang war Dieter 
Hallervorden einer der be-
liebtesten und erfolgreichs-

ten Komiker der Republik. Er 
machte politisches Kabarett mit 
den Berliner „Wühlmäusen“, TV- 
Slapstick mit „Nostop Nonsens“, 
Kinoklamauk wie „Didi, der Dop-
pelgänger“ oder Schlager-Unfug 
wie „Du, die Wanne ist voll“. 

Nachdem es merklich stiller 
um ihn geworden ist, wagt der 
gebürtige Dessauer mit 78 Jah-
ren jetzt noch einmal die Rück-
kehr ins Kino und den Spagat 
zwischen Unsinn und Tiefsinn. 
In Kilian Riedhofs Spielfilm „Sein 
letztes Rennen“ spielt Hallervor-
den, noch in diesem Jahr für sein 
Lebenswerk mit der „Goldenen 
Kamera“ ausgezeichnet, einen 
ehemaligen Marathon-Olympia-
sieger namens Paul Averhoff, der 
gemeinsam mit seiner Frau in ein 
Altenheim einzieht, sich aber mit 
der Alltagsroutine dort nicht ab-
finden möchte. Also holt er noch 
einmal seine alten Laufschuhe 
hervor und beginnt, im Park rund 
um die Senioreneinrichtung seine 
Runden zu drehen. Anfangs tut er 
dies unter den skeptischen Blicken 
der Bewohner und des Personals 
schleppend und jämmerlich, dann 
immer schneller. Bis er, sehr zum 
Unwillen der Heimleiterin, bereit 
und willens ist, noch einmal am 
Berlin-Marathon teilzunehmen....

Er empfinde Sympathie für 
die Rebellion seiner Figur, erzählt 
Dieter Hallervorden in Interviews 
– wie Paul im Film könne auch 
er selbst sich nur schwer damit 
anfreunden, womöglich einmal 
Pflege benötigen zu müssen. Wie 
die Rebellion aussieht, von der er 
spricht, lässt sich ab 10. Oktober in 
den Kinos nachvollziehen.  (jen)
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Kopf der Woche

projeKt des Gesundheitsministeriums

Einfachere Pflegedokumentation im Praxistest
Berlin // Um Lösungsvorschläge für 
eine einfachere Pflegedokumentati-
on in der Praxis zu erproben, fördert 
das Bundesministerium für Gesund-
heit (BMG) das Projekt „Praktische 
Anwendung des Strukturmodells 
– Effizienzsteigerung der Pflegedo-
kumentation“. Das Projekt wird von 
einem Lenkungsgremium begleitet, 
das in der vergangenen Woche zu 
seiner ersten Lenkungssitzung zu-
sammenkam. Dem Gremium gehö-
ren neben dem Spitzenverband der 
Gesetzlichen Krankenversicherung 
auch maßgebliche Akteure der Pfle-

ge und Verbraucherorganisationen 
an. An der Erprobung werden sich 
bis Ende Februar sechzig Organisa-
tionen (ambulant/ stationär) in fünf 
Regionen in Deutschland beteiligen. 
Die Steuerung des Vorhabens wird 
durch die Ombudsfrau zur Entbü-
rokratisierung der Pflege, Elisabeth 
Beikirch, übernommen.

„Wir wollen mit der Entbürokra-
tisierung in der Pflege weiter voran-
kommen. Dokumentation darf kein 
Selbstzweck sein, muss aber fachli-
chen und rechtlichen Aspekten so-
wie einer notwendigen Transparenz 

für den Verbraucher standhalten“, 
sagte Thomas Ilka, Staatssekretär im 
Gesundheitsministerium. Die Om-
budsfrau habe in Abstimmung mit 
verantwortlichen Institutionen Vor-
schläge zur Vereinfachung der Pfle-
gedokumentation erarbeitet. Diese 
sollen nun in der Praxis überprüft 
werden. Das Projekt findet nach 
Angaben des BMG breite Unterstüt-
zung und Beteiligung von Trägeror-
ganisationen und Verbänden. Kos-
tenträger und Medizinischer Dienst 
sowie die Länder und Verbraucher-
verbände hätten ihr Interesse an 

einer Teilnahme im Lenkungsgremi-
um bekundet.

Hintergrund: Um das Thema 
Entbürokratisierung in der Pflege 
voranzutreiben, wurde vom Bun-
desgesundheitsministerium im 
Juni 2011 die unabhängige Pflege-
expertin Elisabeth Beikirch als Om-
budsfrau zur Entbürokratisierung 
der Pflege benannt und mit der Er-
arbeitung von Lösungsvorschlägen 
betraut. Sie sollte Themen der Ent-
bürokratisierung der Pflege identi-
fizieren, systematisch zuordnen und 
Handlungsbedarfe aufzeigen.  (ck)

meerbusch // Wegen schwerer 
Pflegemängel hat der Rhein-Kreis 
Neuss (Nordrhein-Westfalen) dem 
Seniorenwohnpark Meerbusch und 
dem benachbarten Pflegeheim Me-
dina die Betriebserlaubnis entzogen 
(CAREkonkret berichtete in der ver-
gangenen Ausgabe). Der Betreiber, 
die Marseille-Kliniken AG, wird die 
beiden Einrichtungen nun an neue 
Betreiber übergeben, um so eine 
Schließung eventuell noch verhin-
dern zu können. So soll der Senioren-
wohnpark von der Merididas-Rhein-
stadtpflegehaus Meerbusch GmbH 
übernommen werden, die Medina 
Meerbusch GmbH soll an die die 
Parkklinik GmbH gehen, ein Unter-
nehmen der Medigreif-Gruppe. Die 
neue Trägerschaft sei der Heimauf-
sicht des Rhein-Kreises Neuss be-
reits mitgeteilt worden, meldete die 
„Rheinische Post“. 

„Mit der Übergabe der beiden 
Einrichtungen an neue Betreiber 
können die Bewohner in ihrer ver-
trauten Umgebung verbleiben und 
müssen nicht in andere Einrichtun-
gen jenseits von Meerbusch verlegt 
werden, zumal 80 Prozent der Be-
wohner aus Meerbusch stammen“, 
erklärte Sprecher Uwe Wolff der 
Zeitung. Die beiden neuen Betrei-
ber wollen dem Vernehmen nach 

das vorhandene Personal komplett 
übernehmen. 

Pikant ist die Zusammensetzung 
des Vorstandes der Medigreif-Grup-
pe, die das Medina-Haus von Mar-
seille in Meerbusch übernehmen 
will. Der Vorsitzende Prof. Dietmar 
Enderlein sitzt gleichzeitig m Auf-
sichtsrat der Marseille-Kliniken AG. 

Der Betrieb soll schnellstmöglich 
fortgeführt werden, um den ver-
hängten Auszug der Bewohner bis 
zum 30. November zu verhindern. 
Voraussetzung dafür ist allerdings, 
dass der Rhein-Kreis Neuss als Auf-
sicht zustimme. Kreissozialdezer-
nent Jürgen Steinmetz erklärte: „Wir 
begrüßen die Kehrtwende.“ Der 
Kreis werde prüfen, ob die anderen 
Betreiber geeignet seien. „Unser Ziel 
war ja nie, die Heime zu schließen, 
sondern die Pflegemängel abzu-
schaffen“, betonte er. 

Die Chronik 

Die zwei Häuser der Marseille-Kli-
niken stehen seit Monaten in 
der Kritik. Im Januar 2013 hat Der 
Rhein-Kreis Neuss hat „erhebliche 
Pflegemängel“ im Seniorenwohn-
park „Medina“ in Strümp festge-
stellt. Die Polizei ermittelt nach 
Anzeige einer Angehörigen wegen 

fahrlässiger Körperverletzung. Ers-
te Auflagen sind erteilt worden. Die 
Heimaufsicht des Kreises besucht 
das Heim sehr häufig. Es ist die 
Rede von großer Fluktuation beim 
Personal. Das Heim wird unter Auf-
sicht gestellt. Es wird ein Aufnah-
mestopp erteilt. 

Im Februar 2013 wurde der da-
malige Heimleiter entlassen. Grund 
für den Führungswechsel sind die 
Ergebnisse der MDK-Prüfung. Das 
Wohnheim lag mit der Note 2,9 
weit hinter dem Landesschnitt (1,2). 
Der Betreiber verspricht, man wer-
de die „Vorwürfe prüfen und an der 
Aufklärung und unverzüglichen 
Beseitigung aktiv mitwirken“. Die 
fachlichen und organisatorischen 
Mängel seien dem Hamburger Kon-
zern nicht bekannt gewesen.

Nach nur drei Monaten im Amt 
wirft der neue Heimleiter im April 
2013 hin. Einen Monat später sucht 
eine Hundertschaft der Polizei nach 
einem aus dem Heim vermissten 
Senior. Der Mann ist bis heute nicht 
aufgefunden worden.

Anfang September 2013 berich-
tete die Rheinische Post, dass beiden 
Heimen der Lizenzentzug aufgrund 
schwerer Mängel in der Pflege droht. 
In der vergangenen Woche war es so 
weit: Der Rhein-Kreis Neuss spricht 
die Betriebsuntersagung aus. 

Mittlerweile ist auch der Heim-
leiter, der im Mai seine Arbeit auf- 
genommen hatte, entlassen worden. 
Seit Eröffnung der beiden Heime  
vor fünf Jahren waren dort insge-
samt sieben Heimleiter beschäftigt 
worden.  (ck)

ÜBernahme durch neue BetreiBer als rettunG?

Marseille-Heime müssen schließen 
Nachdem Dieter Wopen, Chef der Marseille-Kliniken AG, in 
der vergangenen Woche noch betont hatte, sich „mit allen 
Mitteln“ gegen die Zwangsschließung der beiden Häuser 
in Meerbusch wehren zu wollen, wurde am Wochenende 
bereits die Übergabe an neue Betreiber verhandelt.

altenpfleGeausBildunG

Verband kritisiert 
Schulgeldplicht
dresden // Der Bundesverband pri-
vater Anbieter sozialer Dienste (bpa) 
hat sich für eine generelle Abschaf-
fung der Schuldgeldpflicht an Alten-
pflegeschulen ausgesprochen. „Die 
Zeiten, in denen ein Auszubildender 
Lehrgeld bezahlen muss, sind seit 
vielen Jahren vorbei – außer in der 
Pflege. Das ist ein völlig falsches Si-
gnal“, kritisiert Bernd Meurer, Prä-
sident des bpa. „Wir registrieren 
seit Jahren einen weiter ansteigen-
den Fachkräftemangel. Dieser wird 
durch die Schulgeldpflicht wei-
ter verschärft. Damit ein junger 
Mensch einen wichtigen Beitrag für 
unsere Gesellschaft leisten kann, 
soll er auch noch Geld bezahlen.  
Das ist absurd.“

Ähnlich argumentiert auch Dr. 
Matthias Faensen, Vorsitzender des 
bpa Sachsen: „Der Fachkräfteman-
gel im Freistaat ist sehr groß. Ge-
rade in den Randbereichen zu den 
westlichen Bundesländern, wo die 
Vergütungen für die Pflegefachkräf-
te höher sind, kann der Bedarf und 
damit die geforderte hohe Quali-
tät nur mit großen Anstrengungen 
sichergestellt werden.“ Beide Ver-
bandsvertreter fordern deshalb eine 
Abschaffung der Bezahlpflicht.

Positive Signale gibt es unterdes-
sen aus der sächsischen Landespoli-
tik. Andrea Fischer, Staatssekretärin 
des Sächsischen Sozialministeriums, 
sagte: „Es ist in der Tat inakzeptabel, 
dass man in Sachsen kostenlos Arzt 
werden kann, aber Pflegefachkräfte 
Geld bezahlen, um ihren Beruf zu  
erlernen. Darüber muss geredet 
werden.“  (ck)

uni cottBus

Modellstandort  
für Pflege 
senftenberg // Die Pläne der 
brandenburgischen Landesregie- 
rung für die neu gegründete 
Brandenburgische Technische Uni-
versität (BTU) Cottbus-Senftenberg 
als Modellstandort für Pflege und 
Gesundheit werden konkreter. So 
soll es dort zwei Bachelor-Studien-
gänge geben, die ab diesem Winter-
semester angeboten werden sollen: 
Pflege- und Therapiewissenschaft. 
Beide Abschlüsse beinhalten eine 
Berufszulassung als Pfleger oder 
Physiotherapeut. Ab dem kommen-
den Jahr soll es auch einen Master-
studiengang geben.  (dpa)

„Das sind keine Einzelfälle, das passiert oft“, 
CAREkonkret vom 13.9.2013

Grundsätzlich: Nach Aktenlage, nach Gesetzes-
lage und nach Vorschriften war eine menschen-
würdige Pflege noch nie möglich. Leider führen 
wir schon seit vielen Jahren, auch angeheizt durch 
Herrn Fussek, immer wieder nur eine schwarz-
weiß Diskussion in der Pflege.

Seit über zwanzig Jahren hat sich viel Positives 
in der Pflege entwickelt. Wir haben das Bewus-
stsein für eine individuelle Pflege am Menschen 
entwickelt, Lebensräume im Heim sind möglich 
geworden. Während vor vielen Jahren per Kladde 
Informationen an die Kollegen weitergeben wur-
den, haben wir heute eine differenzierte Doku-
mentation eingeführt; wir haben ein Bewusstsein 
für Gewalt der verschiedensten Formen in Pflege 

aktiviert und wissen, dass wir dementen Menschen 
nicht rechthaberisch gegenüber treten, sondern 
wir schulen in Validation, Basaler Stimulation und 
anderen Techniken.

Wir haben aber auch aus der Pflege einen Wirt-
schaftszweig gemacht, Investoren rechnen sich 
Renditen aus, die Aktiengesellschaft hat in der Pfle-
gebranche Einzug gehalten. Selbst große kirchlich 
gemeinnützige Träger veröffentlichen stolz ihre Ge-
winnmargen und die Pflege wird nicht selten als eine  
zukunftssichere „Investition“ propagiert. Wie vie-
les in unserer Gesellschaft trennt sich auch da 
das Geld vom Menschen oder besser gesagt, im-
mer mehr Menschen wenden sich nur dem Geld 
zu. Wir werden einer guten Pflege nicht nur mit 
mehr Geld gerecht. Den Finger in die Wunde zu 
legen ist der eine Teil, den pflegebedürftigen Men-
schen wieder zum Mittelpunkt unseres Handelns 

werden zu lassen, der andere. Es gibt viele gute 
Beispiele, die zeigen, dass eine menschenwürdige 
Pflege, ideenreich sensibel und engagiert, mög-
lich ist. Solange aber Politik, Gesetzgebung und 
 Investoren die Maßstäbe setzen, werden wir leider 
immer mehr Einrichtungen haben, in denen nach 
Aktenlage, nach Gesetzeslage und nach Finanz- 
lage gehandelt wird. 

Schauen wir doch genauer, differenzierter und 
individueller hin, setzen wir uns für eine Kultur der 
Nächstenliebe, des lebendigen Humanismus ein, in 
der der Mensch der Maßstab ist und bleibt.  Unter 
den genannten Entwicklungen wird das sicher 
 immer schwerer, es ist aber der einzige Weg.

Friedhelm Schrey, Geschäftsführer der EVIM  
Gemeinnützige Altenhilfe GmbH Wiesbaden

Leserbrief
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Südwesten: Diakonie  
übergibt Unterschriften

8 500 gesammelte Unterschrif-
ten für bessere Bedingungen in 
der Pflege: Das Diakonische Werk 
hat der baden-württembergi-
schen Sozialministerin, Katrin 
Altpeter (SPD), in der vergange-
nen Woche ein Pflege-Memo-
randum überreicht. Darin for-
dert die Diakonie mehr Personal, 
eine angemessene Bezahlung 
für Pflegekräfte und eine gesell-
schaftliche Debatte darüber, was 
Pflege wert ist.  Es sei höchste 
Zeit, dass die Bundesregierung 
auf die gestiegenen Anforderun-
gen in der Pflege reagiere, sagte 
Altpeter. Viele Pflegekräfte seien 
an der Grenze ihrer Belastbarkeit.  

Humorausbildung für die 
Pflege startet im Dezember

Im Dezember startet eine Ausbil-
dung „Vom Humorberater über 
den Humorcoach zum Humor-
trainer“. Sie richtet sich unter an-
derem an Mitarbeiter in helfen-
den und pflegenden Berufen, die 
in ihren Branchen diese Konzep-
te umsetzen wollen oder gan-
ze  Teams trainieren wollen. Die 
Ausbildung hat nach Angaben 
der Anbieter ihre europäische  
Patentanerkennung erhalten. 
Weitere Informationen hier: 
www.tamala-center/humorkom

Demenz: DAlzG und DZNE 
entwickeln Infoangebote 

Die Deutsche Alzheimer Gesell-
schaft e.V. Selbsthilfe Demenz 
(DAlzG) und das Deutsche Zen-
trum für Neurodegenerative 
Erkrankungen (DZNE) wollen 
gemeinsame Informationsan-
gebote für Demenzkranke und 
deren Angehörigen entwickeln. 
Im Vorfeld des „Welt-Alzhei-
mertags“ am 21. September 
unterzeichneten die beiden Or-
ganisationen eine Kooperations-
vereinbarung. „Durch die Zusam-
menarbeit verbinden wir unsere 
Erfahrung aus der Selbsthilfe mit 
der wissenschaftlichen Exper-
tise des DZNE“, sagt Heike von 
Lützau-Hohlbein, erste Vorsit-
zende der DAlzG. 

Newsticker

VON THOMAS ALTHAMMEr 

Burgdorf // Die technischen Para-
meter der SEPA-Umstellung sind 
hinlänglich bekannt: Pflegedienste 
und stationäre Einrichtungen müs-
sen einen Inkasso-Vertrag mit ih-
rer Bank schließen, benötigen eine 
Gläubiger-ID von der Bundesbank 
und müssen zukünftig für jeden 
Vertragspartner mit Abbuchungen 
eine eindeutige Mandatsreferenz 
verwalten. Technisch gesehen un-
terscheidet sich das SEPA-Format 
erheblich vom DTAUS-Format und 
erfordert zusätzliche Informationen 
und Angaben. Die Software-Anbie-
ter sind derzeit dabei, die notwendi-
gen Funktionen in ihren Branchen-
lösungen nachzurüsten.

Doch die Einführung von SEPA 
hat auch Auswirkungen auf die 
Vertragsgestaltung mit Heimbe-
wohnern. So sind mit dem neuen 
europaeinheitlichen Verfahren die 
Verbraucherrechte deutlich gestärkt 
worden. Einrichtungen müssen sich 
an die wesentlich strengeren Vor-
gaben und Regeln halten, um an ihr 
Geld durch das Einziehen von Last-
schriften auch weiterhin zu kom-
men.

14 tage Vorlauf bis zur  
Abbuchung vorgeschrieben

In vielen Einrichtungen werden die 
Rechnungen zum Monatswechsel 
im Voraus für den kommenden Mo-
nat erstellt. Der Bankeinzug erfolgt 
zeitgleich oder kurz nach Versand 
der Rechnungen. Dies wird sich 
mit SEPA ändern, da die Banken 
bei Erstlastschriften fünf, bei Fol-
gelastschriften zwei Tage Vorlauf 
benötigen, bis das Geld tatsächlich 
abgebucht und der Einrichtung 
gutschrieben wird.

Wesentlich mehr Vorlauf er-
fordert jedoch die Vorabinforma-
tion, genannt Pre-Notification im 
SEPA-Wortlaut. Dabei soll der Zah-
lungspflichtige mindestens 14 Tage 
vor einer Lastschrift über Datum 
und Höhe der Abbuchung infor-
miert werden, um für ausreichend 
Deckung auf seinem Konto sorgen 

zu können. Bei wiederkehrenden Be-
trägen kann die Vorabinformation 
auch einmal für einen definierten 
Folgezeitraum mitgeteilt werden, 
zum Beispiel per Schreiben oder 
als Angabe auf der Rechnung. Über 
Änderungen durch Krankenhausau-
fenthalte, Pflegestufenwechsel oder 
aus anderen Gründen entstandene 
Rückrechnungen müsste hier jedoch 
jeweils gesondert informiert werden.

cOr1-Lastschriften:  
Vorabankündigung verkürzen

Es bietet sich an, die Vorabinforma-
tion als Teil der Rechnung an Klien-
ten bzw. deren zahlende Angehörige 
zu verschicken. Ähnlich wie schon 

beim DTAUS-Verfahren wird dann 
unter Ergänzung von Abbuchungs-
datum, Betrag und der jetzt mit SEPA 
notwendigen Mandatsreferenz kon-
kret auf der Rechnung angegeben, 
wann mit der Abbuchung zu rech-
nen ist. So werden die gesetzlichen 
Vorgaben eingehalten und der Auf-
wand im Umgang mit der Vora-
bankündigung hält sich in Grenzen.

Doch die Grundannahmen von 
SEPA müssen nicht zwangsläufig für 
alle gelten. Aufgrund des Drucks der 
Deutschen Kreditwirtschaft wurde 

neben dem CORE-Verfahren auch 
das COR1-Verfahren für SEPA zu-
gelassen. Hierbei verkürzt sich die 
Vorlaufzeit für das Einreichen von 
Lastschriften von fünf bzw. zwei auf 
nur noch einen Bankarbeitstag. Die 
deutschen Kreditinstitute haben 
sich verpflichtet, COR1-Lastschrif-
ten ab dem 4. November 2013 flä-
chendeckend in Deutschland neben 
den klassischen CORE-Datensätzen 
anzunehmen und entsprechend 
beschleunigt weiterzuverarbeiten. 
Mit Bewohnern bzw. Patienten sind 
hierfür keine besonderen vertrag-
lichen Regelungen zu vereinbaren, 
sofern die SEPA-Bedingungen ein-
gehalten werden (Einwilligung, Mit-
teilung Gläubiger-ID und Mandats-
referenz sowie Vorabankündigung).

Heimvertrag: einwilligung zu 
verkürztem Verfahren

Doch der Zahlungsfluss kann auch 
auf anderem Wege beschleunigt 
werden: Das SEPA-Rahmenwerk 
lässt zu, dass eine Verkürzung der 
14-tägigen Vorabinformation mit 
einer separaten Vereinbarung zwi-
schen Einrichtung und Zahlungs-
pflichten möglich ist. Eine solche 
Einwilligung durch Bewohner oder 
Angehörige kann zum Beispiel als 
Teil des Heimvertrages oder als 
Ergänzung des SEPA-Lastschrift-
mandats mit eingeholt werden, 
wenn sie denn entsprechend ge-
kennzeichnet ist. 

Es empfiehlt sich, möglichst 
frühzeitig die neuen gesetzlichen 
Anforderungen in die betriebli-
chen Abläufe zu integrieren, um die  
Umstellung auf SEPA möglichst  
reibungslos zu gestalten.

■	 thomas Althammer ist  
wirtschaftsinformatiker und 
berät einrichtungen und träger 
zu it-strategiefragen und  
als compliance-Manager.  
www.althammer-it.de 
 
Vorlagen und Arbeitshilfen zum 
thema sePA bieten wir ihnen 
unter www.carekonkret.net  
in der rubrik Arbeitshilfen an. 
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// Eine Einwilligung 
kann als Teil des 
Heimvertrages mit 
eingeholt werden //

THOMAS ALTHAMMEr

iT-VErANTworTlichE

Experte rät zu  
mehr Gehalt
Berlin // Die Mehrheit der IT-Verant-
wortlichen in der Sozialwirtschaft ist 
mit ihrem Gehalt zufrieden. Das geht 
aus einer Studie des Fachverbandes 
Informationstechnologie in Sozial-
wirtschaft und Sozialverwaltung 
(FINSOZ) und der Katholischen Uni-
versität Eichstätt hervor. Die meisten 
möchten aber gern mehr verdienen. 
Dieser Wunsch sollte nicht ignoriert 
werden, meint der Studienleiter.

Die rund 100 Teilnehmer an der 
Studie kommen aus Sozialbetrieben 
unterschiedlicher Größe und verfü-

gen über unterschiedliche Berufser-
fahrung. Ihr Brutto-Jahresgehalt be-
wegt sich zwischen 21 500 bis 111 000 
Euro, der Mittelwert beträgt 51 000 
Euro. Die tatsächliche Gehaltshöhe 
hängt dabei stark von der Zahl der 
unterstellten Mitarbeiter und der  
Organisationsgröße ab. 

Trotz der überwiegenden Zufrie-
denheit liegt das Wunschgehalt der 
IT-Verantwortlichen im Schnitt gut 
10 000 Euro über der tatsächlichen 
Vergütung. Diese Differenz steigt 
deutlich mit der Anzahl der Mitarbei-
ter im  IT-Team. Es liegt damit in etwa 
auf dem Gehaltniveau von Leitungs-
kräften der Sozialwirtschaft mit bis 
zu 50 unterstellten Mitarbeitern. An 
ähnlichen IT-Positionen der gewerb-
lichen Wirtschaft wird im Minimum 
ebenfalls rund 10 000 Euro mehr be-
zahlt, vielfach auch deutlich mehr.

Fazit von Studienleiter Prof. 
Helmut Kreidenweis: „Es könnte nicht 
schaden darüber nachzudenken, bei 
der Vergütung gängige Eingruppie-
rungsmustern der Branche geringer 
zu gewichten und sich stärker am 
Qualifikations- und Verantwortungs-
niveau zu orientieren.“

Prof. Helmut kreidenweis Foto: Archiv

PFlEGEkAmmEr iN BAyErN

Sind die Chancen nun gestiegen?
münchen // Der Deutsche Berufsver-
band für Pflegeberufe (DBfK) mo-
niert eine „Hinhaltetaktik“ des baye-
rischen Gesundheitsministers in 
Sachen Pflegekammer. Die Umfrage-
ergebnisse lägen dem Gesundheits-
ministerium seit Juli vor, würden 
aber offenbar gehütet wie ein Schatz. 
„Hier wird wieder deutlich, dass das 
Thema Pflege nicht ernst genommen 
wird“, sagte Dr. Marliese Biederbeck, 
Geschäftsführerin des DBfK Südost, 
Bayern-Mitteldeutschland. 

Das Ministerium wies die Vor-
würfe zurück. „Die Ergebnisse der 
Umfrage zur Einrichtung einer Pfle-
gekammer in Bayern werden zu ge-
gebener Zeit veröffentlicht werden. 

Die Auswertung dauert noch an“, 
sagte eine Sprecherin auf Anfrage 
von CAREkonkret. Erst nachdem die 
endgültige Ergebnisanalyse und der 
Abschlussbericht der Hochschule 
München und des beauftragten  
Sozialforschungsinstituts vorlägen, 
könne eine Entscheidung getroffen 
werden. 

Die Landesregierung galt in der 
Pflegekammer-Frage bisher als ge-
spalten. Da die FDP als vehemente 
Kammergegnerin künftig aber nicht 
mehr in Landtag und Landesregie-
rung vertreten ist, sehen Beobach-
ter die Chancen für die Einrichtung  
einer solchebn Institution als ge- 
stiegen an.  (ls)

Das SEPA-Lastschriftverfahren wird die weit verbreitete Bankeinzugsermächtigung  
ab Februar 2014 flächendeckend in Deutschland ersetzen. Das hat auch Auswirkungen 
auf die Vertragsgestaltung mit Heimbewohnern. 
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Schweiz: Pflegenotstand  
als „bedrohlich“ angesehen

Auch in der Schweiz gilt der dro-
hende Mangel an ausgebidleten 
Pflegefachkräften inzwischen als 
größte Herausforderung in der 
Gesundheitsbranche. „Bis 2020 
fehlt jede dritte Fachkraft“, sagte 
Beate Senn, Leiterin des Instituts 
für Angewandte Pflegewissen-
schaft an der Fachhochschule St. 
Gallen, auf einer Veranstaltung 
des Schweizer Berufsverbandes 
der Pflegefachfrauen und Pfle-
gefachmänner (SBK), „das ist 
bedrohlich.“ Es sei wissenschaft-
lich belegt, dass ein guter Perso-
nalschlüssel entscheidend dafür 
sei, dass wenig Fehler geschehen 
„und dass gut ausgebildete Pfle-
gefachleute nicht aus dem Beruf 
aussteigen“, so Senn

Sachsen: bpa-Landesgruppe 
feiert 20-jähriges Bestehen

Mit einer Feier auf Schloss 
Wackerbarth in Radebeul hat die 
Landesgruppe Sachsen des Bun-
desverbandes privater Anbieter 
sozialer Dienste (bpa) ihr 20-jäh-
riges Bestehen begangen. Der 
Verband vertritt in Sachsen nach 
eigenen Angaben mittlerweile 
450 Mitglieder. Bundesweit ver-
steht sich der bpa mit rund 8 000 
Mitgliedseinrichtungen aus der 
ambulanten und (teil-)stationä-
ren Pflege, der Behindertenhilfe 
und der Kinder- und Jugendhilfe 
als größte Interessenvertretung 
privater Anbieter sozialer Dienst-
leistungen in Deutschland.

Mülheim: Steiler Anstieg der 
Demenzkranken erwartet

In den nächsten Jahren wird in 
Mülheim an der Ruhr die Zahl der 
Demenzkranken um 22 Prozent 
ansteigen. Darauf hat, wie der 
private Sender „Radio Mülheim“ 
meldete, die Krankenkasse DAK 
hingewiesen und sich bei ihrer 
Prognose auf Berechnungen von 
Bevölkerungswissenschaftlern 
berufen. Diese gehen in Zukunft 
von rund 3 750 Betroffenen in  
der Stadt im westlichen Ruhrge-
biet aus.

Newsticker

7
ZAhL Der Woche

Heimleiter in fünf Jahren konnten 
die Probleme im Seniorenwohn-
park der Marseille Kliniken AG im 
nordrhein-westfälischen Meerbusch 
seit seiner Eröffnung 2008 nicht be-
heben. Jetzt hat das Bäumchen-wech-
sel-dich-Spiel ein Ende. Die Heimauf-
sicht hat verfügt, dass die Einrichtung  
wegen schwerer Pflegemängel spä-
testens Ende November geschlossen  
werden muss.

NachrichteN
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Von StEFAn GöRRES

Frauen erkranken häufiger an Alz-
heimer als Männer. Diese Aussage 
findet sich immer wieder in den 
Ergebnissen unterschiedlicher Stu-
dien. Spezifische Geschlechtsun-
terschiede jedoch sind bei dieser 
Krankheit laut Wissenschaftlern der 
University of California im US-ame-
rikanischen San Diego (UCSD) bis 
dato wenig erforscht, wären als Hin-
weis auf zukünftige therapeutische 
und pflegerische Konzepte aber von 
enormer Wichtigkeit.

Um dieser Frage näherzukom-
men, wurden im Rahmen einer 
Studie mit dem etwas umständ- 
lichen Titel „Higher Rates of Decli-
ne for Women and Apolipoprote-
inE4 Carriers“ 688 Frauen und 
Männer untersucht, die älter als  
65 Jahre waren. Im Ergebnis war der 
Abbau von Hirnmasse und kogniti-
ven Funktionen bei Frauen – trotz 
anfänglich geringer Unterschiede 
in kognitiven Einschränkungen – im 
Altersverlauf stärker als bei Män-
nern. Die relevanten Biomarker  
des Alzheimerverlaufes zeigten  
dagegen keinerlei Unterschiede 
zwischen den Geschlechtern. 

entscheidender Faktor

Was führt also zu den unterschied-
lichen Verläufen zwischen Männern 
und Frauen mit Demenz? „Es muss 
eindeutig mehr geforscht werden“, 
betont Lina McEvory, Professorin in 
der Abteilung für Radiologie an der 
kalifornischen Hochschule. Dies gilt 
vor allem den möglichen alzhei-
merunspezifischen Ursachen zwi-
schen den Geschlechtern.

Für die künftige Versorgung von 
Alzheimerpatienten stellt sich die 
Frage nach der Notwendigkeit von 
geschlechterspezifischer Pflege und 
Therapien. Damit würde ein ganz 
neuer Blick auf zukünftige Konzepte 

notwendig, um eine angemessene 
Versorgung zu gewährleisten.

Menschen mit Demenz ma-
chen bereits heute einen relevan-
ten Anteil der institutionalisierten 
Pflegebedürftigen aus. Da bislang 
kein kurativer Lösungsansatz für 
die Erkrankung bekannt ist, stehen 
der Erhalt und die Förderung der 
Lebensqualität im Fokus. Aber wel-
che Faktoren üben überhaupt einen 
Einfluss auf die Lebensqualität bei 
Heimbewohnern mit Demenz aus, 
um angemessene Interventionen 
planen zu können? 

subjektive Gesundheit

Dieser Frage wurde in einer aktuel-
len Übersichtsarbeit der Universität 
Maastricht nachgegangen, welche 
vorhandene Forschungsliteratur 
zusammenfasst. Dabei wwurde ein 
Zusammenhang zwischen Lebens-
qualität und depressiver Sympto-
matik gefunden. Je mehr Sympto-
me auftraten, 
desto niedriger 
schien die Le-
b e n s q u a l i t ät . 
Bei zunehmen-
der Agitiertheit 
des Patienten 
war die Lebens-
qualität gerin- 
ger. Für die an-
deren untersuchten Aspekte, wie 
etwa den Demenzschweregrad oder 
die Einnahme von Medikamenten, 
konnten bislang keine klaren Zu-
sammenhänge gefunden werden. 

Allgemein gibt es nur wenige 
Forschungsergebnisse zu diesem 
Thema. Was heißt das nun? Um die 
Lebensqualität der Betroffenen zu 
steigern oder den kognitiven Abbau 
aufzuhalten, ist es naheliegend, psy-
chosoziale Interventionen zu ent-
wickeln, die auf depressive Symp-
tome und Agitiertheit zielen. Damit 
wären ganz neue therapeutische 

Möglichkeiten gegeben, die bisher 
kaum oder keine Beachtung gefun-
den haben. 

Während derzeit Pflegende al-
lerorten gegen prekäre Arbeitsbe-
dingungen in deutschen Kliniken 
protestieren, zeigen die Ergebnisse 
einer Umfrage, die Mitarbeiter der 
Fakultät für Gesundheitswissen-
schaften an der Universität Bielefeld 
mit Unterstützung des Berliner Zen-

trums für Quali-
tät in der Pflege 
(ZQP) und des 
Wiener Ludwig 
Boltzmann Ins- 
tituts für Health 
Promotion Re-
search unter 
297 Beschäftig-
ten aus Lang-

zeitpflegeeinrichtungen durchge-
führt haben, durchaus Erstaunliches. 

Demnach ist in diesem Pflege-
setting in der Mehrzahl eine ge-
sunde und zufriedene Belegschaft 
anzutreffen. 55,2 Prozent der befrag-
ten Pflegekräfte schätzen ihre Ge-
sundheit als gut ein, und 71,7 Prozent 
sind mit ihrer Arbeit zufrieden. Die 
Umfrageergebnisse bestätigen kein 
erhöhtes Burnout-Risiko gegenüber 
der Gesamtbevölkerung. Kein Grund 
zur Klage also? Im Fazit folgt indes-
sen die Ernüchterung. Die subjektive 
Gesundheit eignet sich nur bedingt 

zur Ermittlung der tatsächlichen 
Gesundheitsbelastung. Die differen-
zierte Auswertung der Belastungs-
faktoren zeigt lediglich bei einem 
Drittel der Befragten die Überzeu-
gung, die jetzige Tätigkeit bis zum 
Rentenalter ausüben zu können. 

Über die Diskrepanz in den 
Studienergebnissen bleibt zu spe-
kulieren. Dennoch wird laut Studi-
energebnissen die Ausübung der 
Pflegetätigkeit von über 90 Prozent 
der Befragten als sinnvoll wahrge-
nommen. Hier liegt ein durchaus  
positiver Ansatz für weitere In-
terventionen der Gesundheits-
förderung für Beschäftigte in den 
Langzeitpflegeeinrichtungen. Sub-
jektives Empfinden und objektive 
Rahmenbedingungen müssen stär-
ker in Einklang gebracht werden, 
wenn Pflegende langfristig an die 
Einrichtungen gebunden werden 
sollen.

■	 Die serie „Neues aus der  
wissenschaft“ wird betreut von 
Pflegewissenschaftler Prof. Dr. 
stefan Görres, institut für Public 
health und Pflegeforschung 
(iPP) an der Universität Bremen. 
e-Mail: sgoerres@uni-bremen.de  
 
Mitarbeiter dieser kolumne: 
Niels harenberg, rosa Mazzola 
und Daniela weihs.

ForSchung Für Die PrAxiS

Subjektiv gesund, objektiv angeschlagen
Warum erkranken Frauen häufiger an Alzheimer als 
Männer? Welche Faktoren beeinflussen die Lebensquali-
tät von Demenzkranken? Wie gesund sind Pflegekräfte? 
Die Pflegewissenschaft suchte und fand Antworten.

Die Frage, warum Frauen deutlich häufiger an alzheimer erkranken als Männer, hat die 
wissenschaft noch immer nicht zufriedenstellend beantwortet. Foto: Werner Krüper

aus issen-Wder
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Kooperation in Sachen Demenz
essen // Die Chefs aller Essener Kran-
kenhäuser haben jetzt eine Selbst-
verpflichtung für den Umgang mit 
Demenzkranken unterzeichnet, die 
wegweisend für die Region ist. Das 
berichtete die Westdeutsche Allge-
meine Zeitung (WAZ). 

Schwerpunkt der Selbstver-
pflichtung der Essener Kranken-
häuser sind spezielle Fortbildungen 
fürs Personal. Die Mitarbeiter sollen 
geschult werden, um kompetenter 
zu sein im Umgang mit akut oder 
chronisch Verwirrten und demen-
ten Patienten. Darüber hinaus sol-
len Menschen, die über 75 sind, bei 
ihrer Aufnahme einen kurzen Test 
mit sechs Fragen durchlaufen. Die-
ser Test soll eine Gefährdung auch 
dann aufzeigen, wenn kognitive 
Einbußen noch nicht deutlich spür-
bar sind.

Durch diverse weitere Maßnah-
men – etwa eine veränderte Medika-
mentierung, eine verbesserte Pflege 
und den Aufbau von Orientierungs-
hilfen – soll das Risiko gesenkt wer-
den, dass bei Patienten nach einem 
Krankenhausaufenthalt verstärkt 
Verwirrtheitszustände und Demenz 
zutage treten können.

Die gemeinsame Aktion der 
Kliniken findet den Gefallen von 
Essens Sozialdezernent Peter Ren-
zel. Gerade bei älteren Menschen 
befinde sich der Gesundheitszu-
stand häufig in labilem Gleichge-
wicht. „Reißt man diese Menschen 
aus einem Alltag mit gewohnten 
Tagesabläufen, droht dieses Gleich-
gewicht zu kippen“, so Renzel. Ori-
entierungshilfen, die Geborgenheit 
und räumliche Orientierung geben, 
seien deshalb unabdingbar. 

SAchSen

Seniorengenossenschaften im Trend
Dresden // Im Rahmen eines Fach-
kongresses hat die sächsische Sozial-
ministerin Christine Clauß (CDU) 
für die Chancen und Perspektiven 
von Seniorengenossenschaften 
geworben. „Eine gute Idee kommt  
wieder“, sagte die Politikerin, „eine 
Idee, die tatsächlich eine Antwort 
auf die Probleme des demografi-
schen Wandels geben kann.“

Das Grundprinzip von Senioren-
genossenschaften beruht darauf, 
dass sich Menschen zusammenfin-
den, die sich gegenseitig in einem 
verbindlich organisierten Rahmen 
unterstützen möchten. Ihr gemein-
sames Ziel ist, sich gegenseitig im 
Alltag zu helfen, aber auch bei De-
menzkranken die notwendige Be-
treuung zu übernehmen oder auch 
in der Pflege zu unterstützen. Die 
Mitglieder erbringen Leistungen 

und erhalten dafür eine Entschädi-
gung, die sie sich auszahlen oder als 
Zeitguthaben gutschreiben lassen 
können. 

 „Seniorengenossenschaften fol-
gen dem Prinzip der Gegenseitigkeit 
und Eigenverantwortung“, so Clauß, 
„sie bieten bei guter Führung lang-
fristige Sicherheit, und vor allem 
eröffnen sie den Menschen des drit-
ten Lebensalters eine Möglichkeit, 
ihre Talente und ihre Tatkraft dort 
einzubringen, wo wir sie dringend 
brauchen.“

Anlass für den Kongress war 
ein Gutachten in Sachen Senioren-
genossenschaften, das Prof. Werner 
Esswein (Technische Universität 
Dresden) und Prof. Bernd Raffelhü-
schen (Universität Freiburg) im Auf-
trag des sächsischen Sozialministe-
riums erstellt haben. 
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IntervIew: Steve Schrader

Herr Schneider, was kritisieren Sie 
am Gesetzentwurf besonders?
Nun, unser neues Landesheimge-
setz in Baden-Württemberg kommt 
in dem großartigen Gewand eines 
Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetzes 
daher – mir kommt das vor, wie die 
Geschichte vom Kaiser und seinen 
neuen Kleidern. Der versprochene 
Durchbruch für die neuen Wohn-
formen ist aufgrund der engen 
Vorgaben sicher nicht zu erwarten, 
und für die Pflegeheime bringt der 
Gesetzesentwurf fast ausschließ-
lich mehr Bürokratie. Am meisten 
stört mich aber, dass die wirklichen 
Probleme, wie fehlende Pflegeheim-
plätze und fehlende Fachkräfte, völ-
lig ausgeblendet werden. 

Das Land will, wie viele andere Län-
der auch, insbesondere alternative 
Wohnformen fördern. Was ist aus 
Ihrer Sicht daran problematisch? 
Die Förderung alternativer Wohn-
formen begrüßen wir selbstver-
ständlich. Auch die Evangelische 
Heimstiftung möchte den individu-
ellen Lebensentwürfen älterer Men-
schen uneingeschränkt Rechnung 
tragen. Für diese Wohnformen wer-
den im Gesetzentwurf abgestuft ge-
ringere Anforderungen gestellt. Die-
se sind aber zu eng gefasst. Es sind 
mutigere Regelungen im Hinblick 
auf das Zusammenwirken und die 
Durchlässigkeit unterschiedlicher 
Angebote notwendig. Warum wer-
den die Wohngemeinschaften zum 
Beispiel auf acht Personen begrenzt, 
obwohl fast alle derzeitigen WGs in 
Baden-Württemberg eine höhere 
Platzzahl haben? Es ist doch enttäu-
schend, wenn diese Erfahrungen au-
ßen vor bleiben. 

Warum verbietet das WTPG die 
Ansiedlung einer zweiten Wohn-
gemeinschaft oder stationärer und 
ambulanter Angebote im gleichen 
Gebäude? Das ist wirtschaftlich un-
sinnig. Außerdem kann es doch im 
Sinne des Quartiersansatzes nur sinn-
voll sein, im räumlichen Kontext meh-

rere WGs oder auch vollstationäre 
Angebote, Kurzzeitpflege, Tagespfle-
ge oder auch tagesstrukturierende 
ambulante Leistungen anzubieten. 
Auch die Forderung für eine ambu-
lant betreute WG von acht Personen 
eine 24-Stunden-Präsenz vorhalten 
zu müssen, wird dazu führen, dass die 
allermeisten tarifgebundenen Träger 
sich nicht in der Lage sehen wer-
den, ein wirtschaftlich tragfähiges 
Angebot zu machen. Das stärkt den  
Trend hin zu Billiganbietern. 

Was halten Sie denn von den viel-
fach gepriesenen ambulanten Lö-
sungen und Wohnen im Quartier? 
Will die Evangelische Heimstiftung 
die Angebotsformen auch ausbauen 
und anbieten?
Ja natürlich, das ist in unseren stra-
tegischen Leitlinien fest verankert 
und gerade deshalb kritisieren wir 
ja, dass in dem Gesetzesentwurf 
verankert ist, dass die ambulant be-
treute Wohngemeinschaft nicht di-
rekt an eine stationäre Einrichtung 
angedockt werden darf. Wir wollen 
im Rahmen unserer Sozialraumo-
rientierung den Bürgern das Quar-
tier und verschiedene unterstüt-
zende Angebotsformen anbieten. 
Wenn wir an jede unserer 80 Pflege-
einrichtungen ein oder zwei ambu-
lante WGs andocken könnten, dann 
wäre das nicht nur wirtschaftlich 
sinnvoll, sondern auch ein weiterer 
wichtiger Baustein in einem diffe-
renzierten Leistungsmix. Genau das 
schließt das WTPG aber bislang aus. 

Den Heimträgern werden beim Auf-
bau von übergreifenden Angeboten 
demnach einige Steine in den Weg 
gelegt. 
Es ist offensichtlich: Die Sozialmi-
nisterin bringt mit dem Entwurf 
des WTPG ihr Misstrauen gegen-
über den Pflegeheimen deutlich 
zum Ausdruck. Da rollt auch eine 
neue Bürokratiewelle auf uns zu. 
Beispielsweise sollen die Pflegehei-
me alle drei Monate eine komplette 
Mitarbeiterliste an die Heimaufsicht 
schicken. Wozu? 

Außerdem sollen die Heime die 
ärztliche Versorgung sicherstellen. 
Das würden wir gerne tun, wenn 
uns der Gesetzgeber ein entspre-
chendes Instrument oder eine Fi-
nanzierung zur Verfügung stellen 
würde. Darüber hinaus frage ich 
mich, warum ein Mensch, der an 
Demenz erkrankt ist und in einer 
selbstorganisierten 8er-WG lebt, 
weniger Schutzbedürfnis hat als ein 
Bewohner, der in einer ambulant 
betreuten Wohngemeinschaft oder 
in einer Wohngruppe in einem Pfle-
geheim lebt. Hier wird heimrecht-
lich mit zweierlei oder dreierlei Maß 
gemessen. Das geht nicht! 

Wie lauten Ihre Forderungen an die 
Erneuerung des Gesetzes?
Die Landesregierung muss Antwor-
ten geben auf die wirklich drän-
genden Fragen der unzureichen-
den Pflegeinfrastruktur und auf 
die fehlenden Pflegefachkräfte in 
Baden-Württemberg. Bis 2030 brau-
chen wir laut Statistischem Landes-
amt 57 000 zusätzliche Pflegefach-
kräfte. Wo sollen die herkommen? 
Außerdem fehlen bis 2030 51 000 
Pflegeheimplätze. Dafür müssten 
rechnerisch über 1 000 Pflegeheime 
mit ca. 50 Plätzen gebaut werden. 
In 17 Jahren wären das jährlich im-
merhin durchschnittlich 60 Pfle-
geheime. Einen Pflegeheimplatz 
zu bauen, kostet ungefähr 110 000 
Euro. Das bedeutet ein Investiti-
onsvolumen von rund 5,6 Milliar-
den Euro bis 2030. Es geht also um 
gewaltige Herausforderungen, die 
auf die Kommunen und das Land 
zukommen. Mit dem jetzigen WTPG 
hat man den Eindruck, die Landesre-
gierung setzt allein auf neue Wohn-
formen und verliert darüber den 
Blick auf die wirklichen Probleme. 
Was die Altenpflege in Baden-Würt-
temberg dringend benötigt, ist eine 
aktive Förderung des Landes und 
der Kommunen, um die gute Pfleg-
einfrastruktur im Land zu sichern 
und bedarfsgerecht weiterzuent-
wickeln. Dazu müssen die Träger bei 
der Entwicklung neuer Einrichtun-

gen unterstützt werden. Wir brau-
chen mehr als nur 8er-WGs, nämlich 
Quartiershäuser, Generationenhäu-
ser oder Pflegewohnhäuser, die ein 
vielfältiges abgestuftes Leistungs-
angebot und damit ein würdiges 
und wohnliches Wohnumfeld für 
ihre Bürger bieten. Wir müssen ver-
hindern, dass „Aldi-Pflegeheime“ die 
Szene bestimmen. Solche Projekte 
zeichnen sich dadurch aus, dass auf 
einem unattraktiven, aber teuer ver-
kauften Grundstück im Erdgeschoss 
ein Discounter ansiedelt und in 
den darüberliegenden drei bis vier 
Stockwerken zur besseren Rendite-
ausnutzung des Grundstückes dann 
100 + x Pflegeplätze gebaut werden. 
Hier muss die Sozialpolitik aktiv ge-
gensteuern. 

Haben Sie noch die Hoffnung, dass 
sich Frau Altpeter Ihrer Forderun-
gen annimmt? Immerhin hat Sie 
zu Amtsantritt eine „Politik des Ge-
hörtwerdens“ versprochen. 
Als guter Christ habe ich immer 
Hoffnung. Außerdem ist Frau Alt-
peter ja vom Fach und sie hat auch 
in ihren Jahren als Altenpflegerin 
in einer Einrichtung der Evange-
lischen Heimstiftung gearbeitet. 
Deshalb bin ich mir sicher, dass un-
sere fachlichen Forderungen auch 
aufgenommen werden. Wenn sie 
allerdings in der Pressemitteilung 

vom September nur von Lob für das 
neue WTPG und von einem großen 
Wurf schreibt, dann geht das an der 
Realität vorbei. Wir hoffen, dass sich 
das Ministerium bei ihrer detaillier-
ten Auswertung der schriftlichen 
Anhörung die Mühen machen wird, 
die Bedenken der Fachleute ernst zu 
nehmen und die zahlreichen Ände-
rungsvorschläge und die Argumen-
te zu berücksichtigen. Denn das ist 
doch der Sinn einer Anhörung.

Fühlen Sie sich, als Geschäftsführer 
eines großen Trägers stationärer Ein-
richtung, von der Regierung in Ba-
den-Württemberg im Stich gelassen?
Wir können derzeit nicht erkennen, 
wie die Landespolitik auf die dra-
matischen Entwicklungen in der 
Altenhilfe reagieren möchte. Wir 
müssen und wir werden darauf im 
Zweifel auch selbst Antworten fin-
den. Besser, und im Sinne einer Po-
litik des „Gehörtwerdens“, wäre es 
allerdings, wenn sich die Akteure 
zusammensetzen und gemeinsam 
nach den besten Lösungen schauen. 
Denn wir müssen gemeinsam ein 
Klima in Baden-Württemberg schaf-
fen, das den Bau und den Betrieb 
von modernen, bedarfsgerechten 
und gemeinwesenorientierten Pfle-
geheimen wieder attraktiv macht 
und in denen es auch Spaß macht 
als Pflegekraft zu arbeiten.

Neues HeimrecHt iN BadeN-WürttemBerg 

„Das stärkt den Trend hin zu Billiganbietern“
Mit dem neuen Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz (WTPG) in Baden-Württemberg ist 
nach Ansicht der Sozialministerin Katrin Altpeter (SPD) ein großer Wurf gelungen. Das 
sieht Bernhard Schneider indes ganz anders. Der Geschäftsführer der evangelischen 
Heimstiftung kritisiert den Gesetzentwurf und fordert Nachbesserungen.

Bernhard: Schneider: „Wir brauchen mehr als nur 8er-WGs.“ Foto: Archiv

HinterGrund: der Streit umS WtPG
die anhörung zum wtPG hat in den vergangenen wochen für viel wirbel 
gesorgt – auch wegen der sehr unterschiedlichen Bewertung der ergeb-
nisse. So gab das Sozialministerium bekannt, es habe von allen Seiten viel 
Lob für den Gesetzentwurf gegeben. die Stellungnahmen zur anhörung 
hätten gezeigt, dass der Landesregierung „ein großer wurf“ gelungen sei. 
doch diese einschätzung deckt sich nicht mit der der Branche. „die  
wahrnehmung des Sozialministeriums geht eindeutig an der realität 
vorbei“, sagte Bernhard Schneider. die Ministerin könne die zahlreichen 
Kritikpunkte nicht einfach ignorieren und von einem großen wurf spre-
chen. enttäuschend seien insbesondere die regelungen zum ausbau 
neuer wohnformen. heimträgern werde es schwer gemacht, hier Fuß  
zu fassen. „Bezüglich des im Koalitionsvertrag formulierten Ziels, dass 
mit Unterstützung des Landes neue wohnformen für Menschen mit Be-
treuungs-, Unterstützungs- und Pflegebedarf entstehen, hätten wir uns 
deutlich größere Spielräume gewünscht“, schreibt etwa der Paritätische in  
seiner Stellungnahme.  (sts)

Heime

6   //   CAR Ekonkret AusgAbE 39   //   27.9.2013



Alpenland Berlin prüft  
weitere Übernahmen

Alpenland Berlin will nach eige-
nen Angaben expandieren. Die 
Adaption des Unternehmens an 
die veränderten Marktbedingun-
gen soll unter anderem durch die 
zukunftsfähige Rekonstruktion 
von Bestandseinrichtungen, die 
Übernahme weiterer Einrich-
tungen im Bereich Pflege und 
Betreute Wohnungen und durch 
Zukauf oder Übernahme von 
Betrieben in Berlin und Branden-
burg erfolgen. Hans-Joachim Fi-
scher, Geschäftsführer der Alpen-
land Pflegeheime Berlin GmbH: 
„Die positive Bilanz der letzten 
zehn Jahre ist auch das Verdienst 
einer motivierten Belegschaft 
und einer kontinuierlichen, ver-
trauensvollen Zusammenarbeit 
mit Partnern aus Wirtschaft 
und Politik.“ Die Übernahme von 
Einrichtungen im Bereich Steg-
litz-Zehlendorf aus Insolvenzen 
des DRK Kreis- und Landesver-
bandes hatte im Jahr 2003 den 
Startschuss für Alpenland Berlin 
gegeben.

Investoren: Stadt Frankfurt 
will in Dialog treten 

Die Stadt Frankfurt (Main) for-
dert Investoren im Pflegemarkt 
dazu auf, sich im Zuge von Neu-
bauplänen mit dem Senioren-
beirat auszutauschen und „die 
Sinnhaftigkeit des Pflegeheim-
neubaus aus verschiedenen Per-
spektiven zu beleuchten“. Das ist 
Ergebnis eines Treffens von Ober-
bürgermeister Peter Feldmann 
(SPD) mit Heimleitungen des 
Sprecherkreises im Frankfurter 
Forum für Altenpflege (FFA). Um 
die Situation von Pflegeheimen 
zu verbessern, müsse vor allem 
die Ausbildung von Fachkräf-
ten angegangen werden, sagte 
Feldmann, der früher selbst Lei-
ter eines Pflegeheims war. Auch 
wurde vereinbart, dass der Spre-
cherkreis mit den Verantwortli-
chen der zuständigen Dezernate 
spricht, um eine gemeinsame 
Strategie für die Vermeidung 
der Abwerbung von Fachkräf-
ten zu vereinbaren. Bei beste-
hendem Pflegepersonalmangel 
und vermehrtem Wirtschaft-
lichkeitsdruck durch unbesetzte 
Heimplätze sei die gute Pflege-
qualität in der stationären Alten-
pflege Frankfurts gefährdet, so  
der Sprecherkreis.

Prosenium Gruppe lädt zum 
ersten Azubitag

Das Modell eines Auszubilden-
dentages wird von immer mehr 
Trägern aufgegriffen. So fand An-
fang September der erste Azubi-
tag der Prosenium-Gruppe statt. 
Bei dem Treffen von 45 Auszu-
bildenden im niedersächsischen 
Ottersberg bei Bremen ging es 
um die Vertrauensarbeit, wie das 
Unternehmen mitteilt. Gemein-
sam mit externen Trainerinnen 
wurden verschiedene Übungen 
durchgeführt, die zum einen das 
Vertrauen in sich, aber auch in 
andere stärken sollen. 

Newsticker

FAhrDIenSt Im KreIS BöBlInGen

Heimbewohner werden nicht befördert
Böblingen // Für Irritationen sorgt 
die Beförderungspraxis des Behin-
dertenfahrdienstes des Landkreises  
Böblingen (Baden-Württemberg). 
Wie die Stuttgarter Zeitung berich-
tet, werden Bewohner von Pflege-
heimen von der Dienstleistung aus-
geschlossen. 

In dem Bericht der Zeitung geht 
es um eine 88-jährige Pflegeheim-
bewohnerin. Sie wolle gern ihre 
95-jährige Freundin in einem be-
nachbarten Heim besuchen oder an-
dere Ziele ansteuern. Das Problem: 
Der Behindertenfahrdienst ist eine 
Freiwilligkeitsleistung des Landkrei-
ses, es besteht kein Rechtsanspruch. 
Mit dem Angebot soll Menschen mit 
Behinderung die Teilnahme am Le-
ben in der Gemeinschaft ermöglicht 
werden. 

Während sich die Heimbe-
wohnerin diskriminiert und aus-
geschlossen fühlt, verteidigt sich 
das Landratsamt: Beim Fahrdienst 
handle es sich um eine Ergänzung 
des bestehenden öffentlichen Perso-
nennahverkehrs (ÖPNV). Das Ange-
bot richte sich an Schwerbehinder-

te, die weder Bus noch Bahn nutzen 
könnten, also von jeder Mobilität 
ausgeschlossen seien, trotzdem aber 
noch zu Hause lebten. Der Fahr-
dienst habe „den Zweck, der Isolati-
on zu Hause entgegenzuwirken und 
den Kontakt zur Außenwelt durch 
Teilnahme an Veranstaltungen auf-
recht zu erhalten“. Bei Bewohnern 
von Heimen sei diese Isolation nicht 
gegeben.“ Schließlich machten vie-
le Einrichtungen ihren Bewohnern 
Angebote für Veranstaltungen. 

Für die Heimbewohnerin ist 
das ein Dilemma, denn die Ein-
richtung, in der sie lebt, habe zwar 
einen Kleinbus, der sei aber nicht 
rollstuhltauglich, zitiert die Zeitung 
den Heimleiter. Frühestens für 2014 
solle ein rollstuhlgerechtes Auto an-
geschafft werden. Dann plant das 
Heim den Aufbau einer Tagespfle-
ge, für die ein behindertengerechter 
Transport sicherzustellen sei.

Dass es auch anders geht, zei-
gen Beispiele aus anderen Land-
kreisen, wo Heimbewohner nicht 
von der Beförderung ausgeschlos-
sen seien.  (ck)

GeSchäFtSunFähIG 

Bewohner muss Kosten dennoch tragen
hagen/Bochum // Geschäftsunfähige 
Heimbewohner mit Demenz können 
zur Zahlung von Heimkosten heran-
gezogen werden – auch wenn der Ab-
schluss eines Heimvertrages sich als 
unwirksam herausstellt. Das hat das 
Landgericht Hagen (Nordrhein-West-
falen) entschieden. 

So verurteilte das Landgericht 
den ehemaligen Bewohner zur Zah-
lung von Heimkosten in Höhe von 
rund 5 800 Euro. In dem Verfahren 
ging es darum, ob eine Betreuerin 
entgegen dem erkennbaren Willen 
eines dementen Bewohners diesen 
in ein anderes Pflegeheim verlegen 
durfte oder ob der Wille des Bewoh-
ners maßgeblich bei der Wahl der 
Pflegeeinrichtung war.

Daneben ging es um die Frage, 
ob der Bewohner einen wirksamen 
Heimvertrag abschließen konnte 
oder ob dieser wegen vorliegender 
Geschäftsunfähigkeit unwirksam 
war. Das Gericht hat diese Frage 
letztendlich offengelassen und den 
Zahlungsanspruch auf die offenen 
Heimkosten auf §§ 812 ff. BGB ge-
stützt. Danach müssen ersparte Auf-

wendungen wie Heimentgelte auch 
übernommen werden, wenn der 
Heimvertrag unwirksam ist.

„Interessant ist, dass das Land-
gericht es nicht zugelassen hat, dass 
sich die Betreuerin des Bewohners 
auf die Einrede des § 814 BGB berufen 
durfte“, sagte Rechtsanwalt Ralf Ka-
minski von der Kanzlei Dr. Ulbrich & 
Kaminski Rechtsanwälte in Bochum. 
Nach dieser Regelung kann das in 
Erfüllung einer Verbindlichkeit Ge-
leistete unter anderem dann nicht 
zurückgefordert werden, wenn der 
Leistende positiv gewusst hat, dass 
er zur Leistung nicht verpflichtet war.

Das Gericht hob hervor, dass der 
Betreiber sich alle erdenkliche Mühe 
gemacht hatte, den wirklichen Wil-
len des Bewohners zu ermitteln. Er 
hatte sogar die Heimaufsicht um Rat 
gefragt. „Dies überzeugte das Landge-
richt davon, dass der Betreiber keine 
Kenntnis davon hatte, dass der ge-
schlossene Heimvertrag unwirksam 
war und sich gegen den Willen des 
Bewohners richtete“, so Kaminski.

■	  Az. LG Hagen, 10 O 154/13 

Berlin // Die neue PTVS wird zum 1. 
Januar 2014 in Kraft treten, sodass 
voraussichtlich im Februar die ers-
ten Prüfergebnisse nach der über-
arbeiteten Fassung im Internet 
veröffentlicht werden. Für einen 
Übergangszeitraum von einen Jahr 
wird es dadurch Veröffentlichun-
gen zu Prüfergebnissen von Pflege-
heimen nach alter und nach neuer 
PTVS geben. Da aufgrund der Än-
derungen die Ergebnisse nicht ver-
gleichbar sind, wird sowohl auf den 
alten als auch auf den neuen Veröf-
fentlichungen ein entsprechender 
Warnhinweis zu finden sein. 

Einige Änderungen, die vom 
Spitzenverband Bund Krankenkas-
sen beantragt wurden, fanden keine 
Mehrheit in der Schiedsstelle. Dazu 
gehört die Einführung der Note „6“ 
ebenso wie die Einführung so ge-
nannter Kern- oder Risikokriterien 
mit Abwertungsregeln für die Be-
reichs- und Gesamtnoten. Für diese 
Forderungen habe es keinerlei fach-
lich-wissenschaftliche Begründung 
gegeben, heißt es bei der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege (BAGFW).

Grundsätzliche Systemprobleme 
der PTVS seien durch den Schieds-
spruch aber nicht behoben, erklärte 
die BAGFW. Da helfe „nur ein Neuan-
fang in der Qualitätsberichterstat-
tung in der Pflege“.

Die Änderungen im Überblick

Anzahl der Kriterien und der Quali-
tätsbereiche: Es gibt weiterhin fünf 
Qualitätsbereiche und nun anstatt 
82 Kriterien nur noch 77 Kriterien. 
Die Qualitätskriterien: 

1. Pflege und medizinische Versor-
gung (32 Kriterien)

2. Umgang mit demenzkranken 
Bewohnern (9 Kriterien)

3. Soziale Betreuung und Alltags-
gestaltung (9 Kriterien)

4. Wohnen, Verpflegung, Hauswirt-
schaft und Hygiene (9 Kriterien)

5. Befragung der Bewohner (18 Kri-
terien)
Im Qualitätsbereich 1 wurden 

Kriterien gestrichen und es wurde 
ein neues Kriterium (Bedarfsmedi-
kation) aufgenommen. Gestrichen 
wurden beispielsweise die Kriterien 
der Veröffentlichung zum Thema 
„Kontrakturen“. Diese können natür-
lich weiterhin Bestandteil der Anla-
ge 2 der QPR sein und in den Quali-
tätsprüfungen nach § 114 Abs.1 SGB 
XI abgeprüft werden, die Prüfergeb-
nisse werden aber in der PTVS nicht 
veröffentlicht. In den Qualitätsberei-
chen 2 bis 4 wurde jeweils 1 Kriteri-
um gestrichen. Der Qualitätsbereich 
5 ist nahezu unverändert geblieben.

Verzicht auf Kernkriterien, neue rei-
henfolge: Es wird keine Kernkrite-
rien und damit auch keine Abwer-
tungsregeln geben. Die Reihenfolge 
der Kriterien im Qualitätsbereich 1 
wurde verändert, es werden in der 
PTVS zunächst die Kriterien mit den 
besonderen pflegerischen Heraus-
forderungen dargestellt (Dekubitus, 
Ernährung, Schmerz, Sturz etc.) und 
dann die weiteren Kriterien des 
Qualitätsbereichs.

Stichprobengröße: Die Stichprobe 
wird dahingehend geändert, dass 
jeweils drei pflegebedürftige Men-
schen aus den Pflegestufen I bis III 

in die Prüfung einbezogen werden. 
Die Stichprobengröße liegt bei neun 
Personen, unabhängig von der Ein-
richtungsgröße. Gibt es beispiels-
weise keine drei pflegebedürftigen 
Menschen in der Pflegestufe III, 
sondern nur zwei, dann erfahren 
die bei den beiden Bewohnern ge-
wonnenen Prüfergebnisse über ein 
Berechnungsschema eine andere 
Gewichtung.

Bewertung: Das Notensystem bleibt 
bei „sehr gut“ (1) bis „mangelhaft“ 
(5). Die Note „ungenügend“ (6) wird 
nicht eingeführt. Bei den bewohn-
erbezogenen Kriterien werden nun 
nicht mehr die Noten ausgewiesen, 
sondern es wird dargestellt, bei wie 
vielen von den geprüften Bewohnern 
auf die das Kriterium zutrifft, das Kri-
terium erfüllt ist (z. B. „bei 4 von 6 Be-
wohnern vollständig erfüllt“). 

Der Notenschlüssel wurde leicht 
verändert: Künftig ist es notwendig, 
für die Note ausreichend mehr als 
50 Prozent der Anforderungen zu 
erfüllen (Skalenwert 5,11). Entspre-
chend verändert sich die Notenskala 

für die Zuordnung aller anderen No-
ten. Die Note sehr gut wird künftig 
für den Bereich 1,0 bis 1,4 vergeben 
(Skalenwert 10,0 bis 9,31) ab 1,5 wird 
dann die Note gut (Skalenwert 9,30 
bis 7,91) vergeben. 

Datentriangulation/nachweisquel-
len: Wo es inhaltlich sinnvoll ist, 
werden andere Nachweisebenen 
eingeführt. Damit wird die bisherige 
Dokumentationslastigkeit begrenzt 
und der fachlichen Darlegung der 
Pflegefachkräfte kommt eine be-
sondere Bedeutung zu. Die Prüfung 
der bewohnerbezogenen Kriterien 
erfolgt anhand der Ausfüllanleitun-
gen. Informationsquellen/Nachwei-
se sind:

 ■ Inaugenscheinnahme des in die 
Stichprobe einbezogenen pflege-
bedürftigen Menschen,

 ■ Auswertung der Pflegedoku-
mentation,

 ■ Auskunft/Information/Darlegung 
durch die Mitarbeiter,

 ■ Auskunft/Information der Be-
wohner oder teilnehmende Be-
obachtung.  (ck)

änDerunGen treten 2014 In KrAFt

Schiedsspruch zur PTVS veröffentlicht 
Lange gewartet – nun liegt er vor: Am 18. September wur-
de der Schiedsspruch zur Pflegetranzparenzvereinbarung 
stationär (PTVS) veröffentlicht. Die Änderungen können 
damit wie erwartet am 1. Januar 2014 in Kraft treten.

Änderung bei der stichprobengröße: Zukünftig werden jeweils drei pflegebedürftige 
Menschen aus den Pflegestufen i bis iii in die Prüfung einbezogen.  Foto: Krüper
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Leverkusen

Heimleiter wirft das Handtuch
Leverkusen // Nach nur einem hal-
ben Jahr hat Christian Wegner sei-
nen Posten als Leiter das Senioren-
zentrum „Stadt Leverkusen“ der 
Arbeiterwohlfahrt (AWO) aus freien 
Stücken niedergelegt. In einem Brief 
an Kollegen und Heimbewohner hat 
er die Beweggründe für sein Han-
deln genannt und das System der 
Altenpflege massiv kritisiert.

Der Altenpflegesektor, zitiert die 
Tageszeitung „Leverkusener Anzei-
ge“ aus seinem Schreiben, befinde 
sich in einem starken Wandel, den 
er persönlich nicht weiter operativ 
begleiten wolle. Altenpflege sei für 
ihn mehr „als nur das reine Erfül-
len gesetzlicher Vorgaben in einem 
engen Korsett manchmal auch frag-

würdiger Rahmenbedingungen und 
knapper Personalressourcen“. Indi-
viduelle Pflege und Betreuung stehe 
für ihn im Vordergrund, der einzelne 
Bewohner im Mittelpunkt des Han-
delns. Diese Betrachtungsweise sei 
in der klassischen vollstationären 
Versorgung aber „nur noch schwer 
und unter erheblichem persönli-
chen Kraftaufwand“ umzusetzen.

Die Entwicklung und Gestal-
tung alternativer und kreativer Ver-
sorgungsformen seien aus seiner 
Perspektive die Zukunft, schreibt 
Wegner weiter. Der ehemalige 
Heimleiter hat angekündigt, fortan 
auf freiberuflicher Basis im Alten-
pflegesektor sein Geld verdienen zu 
wollen.  (ck)

Von Holger JenricH und  
SteVe ScHrader

erfurt // Heike Taubert (SPD), seit 
November 2009 Ministerin für So-
ziales, Familie und Gesundheit in 
der Thüringer Landesregierung, will 
die medizinische Versorgung der Be-
wohner von Alten- und Pflegeheimen 
substanziell verbessern. Im Entwurf 
für ein Thüringer Wohn- und Teilha-
begesetz (ThürWTG) hat die Politike-
rin laut der in Neu-Isenburg erschei-
nenden „Ärzte Zeitung“ einen Passus 
installiert, nach dem die Heime künf-
tig verpflichtet sein sollen, einen Arzt 
fest per Vertrag zu binden. „Wenn ein 
Patient nicht mehr mobil ist, muss 
auch die Versorgung im Pflegeheim 
gewährleistet sein“, so Taubert. 

Umstrittener Passus

„Einen wichtigen Aspekt bei einer 
qualitätsgesicherten Leistungser-
bringung stellt die ärztliche und 
gesundheitliche Versorgung und 
Betreuung dar“, heißt es in dem Ge-
setzentwurf, der sich noch in der par-
lamentarischen Beratung befindet, 
„der Träger und die Leitung haben 
diese nicht selbst zu erbringen, aber 
letztverantwortlich dafür Sorge zu 
tragen, dass die ärztliche und gesund-
heitliche Versorgung der Bewohner 
sichergestellt ist, sodass bei Bedarf 
Haus- und Fachärzte oder auch Kran-
kenpflegepersonal die ärztliche und 
gesundheitliche Versorgung recht-
zeitig übernehmen können.“ Der 
aktuelle Entwurf des Gesetzes sieht 
unter § 9 Absatz 1 Nummer 3  vor, 
dass eine Einrichtung nur betrieben 
werden darf, wenn die ärztliche und 
gesundheitliche Betreuung der Be-
wohner durch Träger und Leitung 
der Einrichtung sichergestellt  ist. 

Dieser Passus ist in der Branche 
allerdings umstritten. „Dies ist aus 
unserer Sicht keinesfalls sachgerecht. 
Die Pflege soll hier für etwas gerade 
stehen, worauf sie nur eingeschränkt 
Einfluss hat. Die Ärzte haben den Si-
cherstellungsauftrag und nicht die 
Pflege. Das muss auch so bleiben“, 
sagte Petra Wilhelm, stellvertreten-
den Vorsitzende des thüringischen 

Thüringen

Mehr Ärzte an die Pflegeheime bindenUmzug ins Pflegeheim keine 
außergewöhnliche Belastung

Wer nach dem Wechsel in ein 
Pflegeheim zunächst noch Miete 
für seine bisherige Privatwoh-
nung zahlen muss, kann die Mie-
te nicht von der Steuer absetzen. 
das berichtet die Fachzeitschrift 
„nJW-Spezial“ unter Berufung 
auf ein urteil des Finanzgerichts 
rheinland-Pfalz in neustadt/
Weinstraße. nach auffassung 
des gerichts handelt es sich hier-
bei nicht um eine so genannte 
außergewöhnliche Belastung, 
die steuerrechtlich relevant wäre 
(az.: 5 K 2017/10). 

Nürnberg: Altenheim- 
Einbrecher vor Gericht

Weil sie in großem Stil in Se-
niorenwohnheime eingebrochen 
sein sollen, müssen sich seit ver-
gangener Woche zwei Frauen 
und ein Mann vor gericht ver-
antworten. die anklage vor dem 
landgericht nürnberg-Fürth 
lautet auf schweren Banden-
diebstahl. laut den ermittlungen 
hat die Bande in wechselnder Be-
setzung bundesweit 45-mal zu-
geschlagen und dabei mehr als 
335 000 euro Beute gemacht. die 
25 und 32 Jahre alten Frauen so-
wie der 34 Jahre alte Mann strei-
ten die Vorwürfe ab. das urteil 
wird ende november erwartet.

Wohnstift am Ammersee: 
Rock‘n‘Roll mit Rollatoren

alle zwei Wochen wartet auf die 
Bewohner des evangelischen 
augustinum-Wohnstifts in die-
ßen am ammersee ein Fitness-
Vergnügen der besonderen 
art. dann nämlich bietet Mit-
bewohnerin gertrude Kromb- 
holz (80), ehemals leiterin der 
Sportlehrerausbildung an der 
technischen uni München, 
einen rollator-tanzkurs an. 
ob Walzer, Foxtrott oder gar 
rock‘n‘roll: Mitmachen können 
Senioren mit oder ohne rolla-
tor. „tanzen macht Spaß“, sagt 
die initiatorin, „und wenn eine 
Bewegung mal nicht stimmt, ist  
es auch egal.“

Newsticker

Landesverbandes  des Verbandes 
Deutscher Alten- und Behinderten-
hilfe (VDAB). Mit der Regelung im 
Gesetzesentwurf werde versucht, 
die Verantwortung auf die Einrich-
tungsträger abzuwälzen. Wilhelm: 
„Die Einrichtungen sollen sich küm-
mern und stehen für die ärztliche 
Versorgung gerade – das Geld erhal-
ten aber die anderen.“ Viele Einrich-
tungen, die dennoch Verträge mit 
Ärzten zur Sicherstellung der ärztli-
chen Versorgung ihrer Kunden ab-
schließen wollen, scheiterten zudem  
in der Praxis daran, dass sie aufgrund 
des bestehenden Ärztemangels in 
vielen Regionen schlichtweg keine 
Ärzte finden, die bereit seien, mit ih-
nen Kooperationen einzugehen.  

weitere initiativen  

Das Landessozialministerium ist in-
des nicht die einzige Instanz, die sich 
des Themas medizinische Versor-
gung pflegebedürftiger Heimbewoh-
ner angenommen hat. So will die 
Kassenärztliche Vereinigung Thürin-
gen (KV) mit Sitz in Weimar ein Ärzte-
Netzwerk nach bayerischem Vorbild 

ins Leben rufen, wo sich inzwischen 
rund 400 Ärzte für die Betreuung 
von 110 Heimen zusammengeschlos-
sen haben.  Noch ist nach den Worten 
der thüringischen KV-Vorsitzenden 
Annette Rommel zwar unklar, wann 
das Netzwerk starten wird. Klar ist 
hingegen, was von dem Zusammen-
schluss erwartet wird: die Mediziner 
sollen eine verlässliche Rufbereit-
schaft für die Pflegeheime organisie-
ren, regelmäßige Visiten in den Ein-
richtungen gewährleisten und sich  
im Falle eines Falles gegenseitig  
vertreten. 

Zunehmende Probleme

Anlass für diese Geschäftigkeit sind 
die zunehmenden Probleme der 
Alten- und Pflegeheime, die medi-
zinische Versorgung der ihnen an-
vertrauten alten Menschen sicher-
zustellen. Immer häufiger nämlich 
weigern sich Ärzte, Bewohner von 
Alten- und Pflegeheimen als neue 
Patienten aufzunehmen. Schließ-
lich sind diese überdurchschnittlich 
häufig krank, ihre Versorgung ist  
zeitintensiv. 

Um die medizinische Versorgung der Heimbewohner steht es häufig nicht zum Besten. In Thüringen sollen  
die Heime nun per Gesetz in die Pflicht genommen werden, Ärzte in die Einrichtungen zu bringen.

„Der Aufwand für eine Visite im 
Pflegeheim ist mindestens doppelt 
so groß wie ein normaler Hausbe-
such“, sagt Annette Rommel der 
„Ärzte Zeitung“. Und erfährt Unter-
stützung von Eberhard Schäfer, der 
seit 23 Jahren als Hausarzt in Erfurt 
tätig ist und Bewohner in 14 unter-
schiedlichen Pflegeheimen betreut. 
„Es kann nicht sein, dass ich wegen 
jeder Kleinigkeit angerufen wer-
den muss“, sagt der Mediziner und 
macht einen Lösungsvorschlag: 
„Wir sollten dem Personal mehr 
Kompetenzen zubilligen.“ Deshalb 
wünscht er sich eine bessere Quali-
fikation des Personals, damit Haus- 
ärzte nicht nur deswegen alarmiert 
werden, weil sich die Pflegekräfte 
unsicher sind, wie sie in einer be-
stimmten Situation reagieren sollen.

   
■	 Den entwurf des thüringer 

wohn- und teilhabegesetz 
(thürwtG) finden sie im unter 
www.thueringen.de/imperia/
md/content/tmsfg/abteilung2/
referat22/gesetzentwurf_ 
thuerwtg_stand_11032013.pdf

in thüringen soll 
die medizinische 
Versorgung der 
Bewohner verbes-
sert werden – doch 
die entsprechende 
regelung im  
neuen Heimrecht 
ist umstritten.
Foto: Fotolia
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Heilbronn // In den 1960er Jahren 
hat die Raumfahrt mit dem Apollo-
Projekt eine besondere Bedeutung 
in den USA eingenommen. Um bei 
diesem komplexen und komplizier-
ten Projekt die hochgesteckten Zie-
le nicht durch Fehler zu gefährden, 
wurde die FMEA als Instrument zur 
Fehlerprävention von der NASA ent-
wickelt. In den 1970er Jahren kam 
die FMEA in den Bereichen Medi-
zin, Kerntechnik und Militär zum 
Einsatz. Die Marine der USA (NAVY) 
standardisierte das Instrument. Ab 
1977 wurde die FMEA in der Automo-
bilindustrie erfolgreich eingesetzt 
und ist heute noch ein Bestandteil 
des Risikomanagements. Die Grund-
lage bildet die Norm VDA 6). 

Gezielt Fehler und  
risiken bewerten 

Die FMEA ist ein systematisches Ver-
fahren. Es dient dazu, gezielt mögli-
che Fehler oder Risiken zu bewerten. 
Das Instrument bedient sich dabei 
folgender Bewertungskategorien: 

 ■ Bedeutung des Fehlers oder des 
Risikos aus Kundensicht 

 ■ die Auftretungswahrscheinlich-
keit sowie 

 ■ die Entdeckungswahrscheinlich-
keit bezogen auf eine Ursache 

In der FMEA-Vorlage werden im 
Kopfteil die Stammdaten eingefügt. 
Die einzelnen Risiken werden dar-
unter nummerisch und fortlaufend 
dokumentiert. Im zweiten Feld wird 
die Komponente, der Prozess, die 
Funktion oder die gestellte Anfor-
derung beschrieben. Dann folgt die 
Beschreibung des potenzielle Risi-

kos bzw. des Fehlers. Als nächstes 
werden die Ursachen und mögliche 
Folgen/Auswirkungen aufgeführt. 
Bestehende Vorbeugemaßnahmen 
und Prüfungsmaßnahmen werden 
im sechsten Feld beschrieben. Im 
nächsten Schritt erfolgt eine Be-

wertung nach den oben aufgeführ-
ten Kriterien. Die Bedeutung aus 
Kundensicht wird wie folgt einge-
schätzt:

 ■ 1: kaum wahrnehmbare Auswir-
kung

 ■ 2-3: unbedeutende Fehler/Ri-
siken, geringe Belästigung des 
Kunden

 ■ 4-6: mäßig schwere Fehler/Risi-
ken

 ■ 7-8: schwere Fehler, Verärgerung 
des Kunden

 ■ 9-10: äußert schwerwiegende 
Fehler/Risiken

Der Maßstab für die Auftre-
tungswahrscheinlichkeit wird wie 
folgt eingeschätzt:

 ■ 1: unwahrscheinlich
 ■ 2-3: sehr gering
 ■ 4-6: gering
 ■ 7-8: mäßig
 ■ 9-10: hoch

Der Maßstab für die Ent-
deckungswahrscheinlichkeit wird 
wie folgt eingeschätzt:

 ■ 1: hoch 
 ■ 2-5: mäßig
 ■ 6-8: gering
 ■ 9: sehr gering
 ■ 9-10: unwahrscheinlich

risikoprioritätszahl von mehr als 
100 nicht tolerierbar

Zur Errechnung der Risikopriori-
tätszahl wird in Kategorien die Be-
wertungsklassifikation von 1 bis 10 
dargestellt. Die Multiplikation der 
einzelnen Kategorien ergibt die Risi-
koprioritätszahl (siehe auch Tabelle 
unten). Das Ergebnis liegt im Be-
reich von 1 bis maximal 1 000. Nach 
der FMEA ist eine Risikoprioritäts-
zahl (RPZ) von mehr als 100 nicht 
tolerierbar. Es müssen dann gezielt 
Maßnahmen geplant werden, um 
das Fehlerrisiko zu minimieren. Die-
se können sich auf die Vermeidung 
eines Fehlers/Risikos, die Reduzie-
rung der Bedeutung oder auf die hö-
here Entdeckungswahrscheinlich-
keit beziehen.

Die abgeleiteten Maßnahmen 
werden mit einem fixen Zieltermin 
und den personellen Verantwort-
lichkeiten für die Umsetzung defi-
niert. Aus diesen Maßnahmen lässt 
sich nun eine erneute Risikobewer-
tung durchführen. Der Nutzen der 
eingeleiteten Maßnahmen wird 
jetzt erst deutlich und kann exakt 
der neuen Auftretungswahrschein-
lichkeit, der veränderten Bedeutung 
des Fehlers bzw. Risikos oder der 
erhöhten Entdeckungswahrschein-
lichkeit zugerechnet werden. 

Dieser FMEA-Kreislauf kann 
theoretisch so häufig durchgeführt 
werden, bis eine akzeptable Sicher-
heitsstufe bzw. ein tolerierbares Ri-
siko erreicht wird. 

Der zweite Teil der Serie be-
schreibt den Praxistransfer der Feh-
ler-Möglichkeit-Einfluss-Analyse 
(FMEA) zur Sturzrisikoeinschätzung.

■	 Die serie wird betreut von Jörg 
Kußmaul (M.a.), Freiberuflicher 
Berater für pflege- und  
Qualitätsmanagement,  
Diplom-pflegewirt (FH), 
TQM-auditor, E-Mail:  
info@joergkussmaul.de, 
www.joergkussmaul.de 
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Neue serie: die FeHler-MöglicHkeit-eiNFluss-ANAlyse iN der PFlege, teil 1

Ein tolerierbares Risiko erreichen
Die Fehler-Möglichkeit-Einfluss-Analyse kurz FMEA ist im 
Automobilbereich und anderen Branchen ein Standardin-
strument zur Fehlerprävention. Im Pflegebereich kommt 
das Instrument überraschenderweise bisher nur verein-
zelt zum Einsatz. Eine Einführung in die Bewertungskrite-
rien und den Kreislauf des Analyseinstruments.

Zur Errechnung der risikoprioritätszahl (rpZ) wird in Kategorien die Bewertungsklassi-
fikation von 1 bis 10 dargestellt. Die Multiplikation der einzelnen Kategorien ergibt die 
risikoprioritätszahl. Nach der FMEa ist eine rpZ von mehr als 100 nicht tolerierbar. 
 Foto: susanne El-Nawab 

kreislAuF

Der FMEA-Kreislauf kann theo-
retisch so häufig durchgeführt 
werden, bis Sie eine akzeptable 
Sicherheitsstufe erreicht haben.

risiKoaNaLysE: ExpErTENsTaNDarD DEKuBiTuspropHyLaxE iN DEr pFLEGE iMpLEMENTiErEN
Moderation: Frau Musterfrau Bearbeiter: Herr Mustermann

Änderungsstand: 1 neuer risikostand
assessement-Team: Fr. Musterfrau 1, Fr. Musterfrau 2 Erstellung am: 01.12.2012 letze Änderung: 15.12.2012

Nr. Komponente/ 
prozess mit 
Funktionen/ 

anforderungen

potenzieller 
Fehler/ 

potenzielles 
risiko

mögliche 
ursache

mögliche Folgen/
auswirkungen

bestehende 
Vorbeugemaß-

nahmen/ 
prüfungs- 
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Verantwort-
lich/Termin
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1 pflegeprozess Bewohner 
erhält einen  
Dekubitus.

Ein zusätzli-
cher Bewe-
gungsbedarf 
wurde auf-
grund fehlen-
der Hautbe-
obachtung 
und falscher 
Einschätzung 
des allgemein-
zustandes 
nicht erkannt.

Bewohner erhält 
einen Dekubitus 
mit negativen 
auswirkungen 
auf Lebens-
qualität, den 
schmerzstatus 
und reduzierung 
seiner selbstän-
digkeit.

Vorbeuge-
maßnahmen: 
Durchführung 
von spezifi-
schen Fortbil-
dungen in den 
pflege teams.
Prüfungs-
maßnahmen: 
internes audit.

7 8 5 280 Vorbeugemaßnah-
men: Festlegung 
individueller Be-
wegungsintervalle 
aller dekubitusge-
fährdeter Bewoh-
ner. regelmäßige 
Hautbeobachtung 
mit Ergebnisdoku-
mentation.  
Prüfungsmaß- 
nahmen: Modulare  
pflegevisite ©

Prüfungsmaßnah-
men: Modulare 
pflegevisite ©

pflege-
bezugskraft

Für jeden deku-
bitusgefährdeten 
Bewohner ist 
ein individueller 
Bewegungsin-
tervall festgelegt 
worden. regelmä-
ßige Hautbeob-
achtungen werden 
durchgeführt.
Prüfungsmaß- 
nahmen: Modulare 
pflegevisite ©

2 8 3 48
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Häusliche Pflege | Pflegedienste besser managen

Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII

Utz Krahmer (Hrsg.)
Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII 
Leistungen der Sozialhilfe bei Pflegebedarf
2013, 5. überarbeitete Auflage, 220 Seiten, 
kartoniert, 36,- €, Best.-Nr. 687,
auch als eBook (ePub) erhältlich

Erschienen in der Reihe Recht

Leistungen der Sozialhilfe bei Pflegebedarf

Welche Hilfen es gibt, wie die Voraussetzungen 
sind und wie das Verhältnis zu den Leistun-
gen der Pflege versicherung ist, das vermittelt 
dieser praktische Ratgeber. Mit Fallbeispielen, 
Schaubildern und Muster berechnungen. Ideal 
für ambulante Dienste, Pflegeeinrichtungen, 
Beratungsstellen, Hausärzte sowie für Pflege-
bedürftige und Ihre Angehörigen.

Der Rechtsratgeber in 5. Auflage – auf dem  
aktuellen Gesetzesstand!

Ihr Vorteil: 30 Tage zur Ansicht mit  
Rückgaberecht! Inlandslieferung  
versandkostenfrei!

Vincentz Network · Postfach 62 47 · 30062 Hannover
Telefon +49 511 9910 - 033 · Fax +49 511 9910 - 029 · buecherdienst@vincentz.net · www.haeusliche-pflege.net/shop

Rechte kennen,  
Ansprüche durchsetzen

Von Yuriko Wahl-immel

Köln // Wenn es in der Kölner Tanz-
schule Stallnig-Nierhaus heißt 
„Wir tanzen wieder – Tanzen für 
Menschen mit und ohne Demenz“, 
dann ist Johannes immer dabei. 
Der 76-Jährige kommt mit einer eh-
renamtlichen Begleiterin. Bis zu 50 
weitere Tänzer zwischen 60 und 97 
Jahren schieben sich übers Parkett: 
allesamt Demenzkranke, ihre Ange-
hörigen und gelegentlich auch ihre 
Pflegekräfte. Trotz aller Einschrän-
kungen ist die Stimmung ausgelas-
sen, alle strahlen und haben Spaß.
 Die Initiative der Tanzschule ist 
bundesweit einmalig und lässt in-
zwischen in anderen Städten und 
sogar im Ausland einige aufhor-
chen. Die Idee dazu hatte Stefan 
Kleinstück vom Demenz-Service-
zentrum Köln. „Viele Demenzkran-
ke haben vor langer Zeit in einer 
Tanzschule gelernt. Wenn wir jetzt 
hier die Musik aufdrehen, die ersten 
Schritte und einladenden Gesten 
machen, sind sie sofort dabei“, sagt 
der Sozialarbeiter, Krankenpfleger 
und Vize-Vorsitzende der Alzheimer 
Gesellschaften Nordrhein-Westfa-

len, „manchmal merkt man richtig, 
wie es Klick macht. Selbst die Part-
ner sind oft ganz entgeistert, welche 
brachliegenden Ressourcen wieder 
zum Vorschein kommen.“

Tanzen weckt Erinnerungen

Hans-Georg Stallnig öffnete seine 
Tanzschule erstmals vor einigen 
Jahren zum Welt-Alzheimertag, der 
immer am 21. September begangen 
wird, für das gemeinsame Vorha-
ben. „Wir legen viele Schlager auf, 
Evergreens, aber wir tanzen auch 
schon mal HipHop“, meint der Tanz-
lehrer, „es ist toll, was die Musik er-
reichen kann, wenn der Geist weg 
ist.“ Musik spricht emotional an, 
kann manchmal verschüttete Erin-
nerungen hervorholen. Tanzschritte 
und Bewegungsabläufe aus der Ju-
gendzeit kommen wieder aus dem 
Langzeitgedächtnis hervor.

Auch in Seniorenheimen oder 
Gemeindesälen versuche man 
mitunter, Demenzkranke mit Musik 
und Bewegung zu motivieren, aber 
ohne Erfolg, sagt Kleinstück.: „Man 
braucht schon Profis. Es reicht nicht, 
einfach Musik aufzulegen oder eine 

Orgel zu quälen. Dann tanzen viel-
leicht zwei Paare, und alle anderen 
schauen nur in ihre Kaffeetassen.“ 
Ein gekonntes Animieren und An-
leiten sei nötig.

Und ein genauer Blick dafür, 
was trotz motorischer und geisti-
ger Einschränkung machbar ist, wie 
man den Senioren Sicherheit und 
Vertrauen gibt. „Ich brauche immer 
jemanden zum Festhalten“, flüstert 
ihm eine ergraute Tänzerin ins Ohr. 
„Dafür bin ich doch da“, versichert 
ihr Kleinstück – und ab geht‘s quer 
durch den Saal. Manche machen nur 
zaghafte Schrittchen, andere dre-
hen temperamentvoll auf. Und ei-
nige genießen es, sich in Grüppchen 
Hand in Hand zu wiegen.

Tanzen löst Stimulationen aus

Prof. Gereon Fink, Direktor der Neu-
rologischen Klinik an der Uni Köln, 
hält das Angebot für „sehr sinnvoll“. 
Durch das Tanzen werde körperli-
che und geistige Aktivität angeregt 
und zudem ein positiver emotiona-
ler Effekt erzielt: „Die Kombination 
von Musik und Bewegung kann bei 
manchen Alzheimer-Patienten eine 
maximale Stimulation auslösen.“ 
Für pflegende Angehörige und Be-
treuer sei es zudem entlastend, mit 
Menschen in gleicher Situation zu-
sammenzukommen.

Die Kölner Initiative macht be-
reits Schule. „Wir berichten auf 

Kongressen, gehen zu anderen Tanz-
schulen, führen Schulungen durch 
und haben auch internationale 
Anfragen“, sagt Kleinstück. In ers-
ten Städten hätten sie bereits Part-
ner gewonnen. „Meine Vision ist, 
dass in jeder Stadt und Region eine 
Tanzschule dieses Angebot macht, 
immer zusammen mit einem Netz-
werk, das Erfahrung im Umgang mit 

Demenzkranken hat.“ Es gehe um 
Gemeinschaft, Nähe, Lebensfreude: 
„Schön aussehen muss es nicht.“

Das Motto des Welt-Alzheimer-
tags hieß in diesem Jahr: „Demenz – 
den Weg gemeinsam gehen“. In Köln 
tanzen sie ihn gemeinsam.   (dpa)

■	  www.wir-tanzen-wieder.de

Tanzen für menschen miT demenz

„Ich tanze mit dir in den Himmel hinein“
Unter dem Motto „Wir tanzen wieder“ hat in Köln ein  
ungewöhnliches Projekt das Interesse auf sich gezogen. 
In einer Tanzschule bewegen sich Demenzkranke und 
ihre Angehörigen zu Walzer, Twist und Cha-Cha-Cha.

duisburg

„Ideenreicher“ Pflegedienst prämiert 
duisburg // Der ambulante Pflege-
dienst „Alpha“ aus Duisburg-Hom-
berg in Nordrhein-Westfalen (NRW) 
gehört zu den 100 Preisträgern des 
bundesweiten Wettbewerbs „Land 
der Ideen“. Nach Informationen der 
Westdeutschen Allgemeinen Zei-
tung (WAZ) hat es sich das Unter-
nehmen vorgenommen, mit gezielt 
eingesetzter Technik die Pflege zu 
verbessern, die Pflegenden zu ent-
lasten und das Leben der Hilfsbe-
dürftigen sicherer zu machen.

In den drei Demenz-Wohnge-
meinschaften, die die Alpha gGmbH 
in Homberg betreibt, ist Technik 
Trumpf. Aber sie fällt nicht auf, son-
dern ist einfach nur da, wenn man 

sie braucht. Dazu gehören zum Bei-
spiel ein Nachtlicht, das angeht, 
sobald die Füße über der Bettkante 
baumeln, oder ein Alarm, der die Be-
treuer anfunkt, wenn ein Demenz-
kranker auf nächtliche Wander-
schaft geht.

Derartige Lösungen entwickeln 
Praktiker und Techniker seit meh-
reren Jahren gemeinsam: auf der 
einen Seite die Mitarbeiter des Pfle-
gedienstes „Alpha“, auf der anderen 
Seite die Inhaus gGmbH, ein Ableger 
des Fraunhofer Instituts. 

■	 www.sozialwerk-st-georg.de/
ueber-uns/unternehmensberei 
che/alpha/ueber-uns/ 

baden-WürTTemberg

Verband kritisiert Vergütungssystem
stuttgart // Der Paritätische Wohl-
fahrtsverband Baden-Württemberg 
hat das neue Vergütungssystem, das 
ambulanten Pflegediensten durch 
das Pflegeneuausrichtungsgesetz 
(PNG) auferlegt wird, scharf kriti-
siert. „Die Mehrzahl der Pflegediens-
te in Baden-Württemberg arbeitet 
ohnehin schon defizitär“, so der ba-
den-württembergische Landesge-
schäftsführer Hansjörg Böhringer, 
„diese Situation verschärft sich noch 
durch das neue Vergütungssystem.“

Um ambulanten Diensten wirt-
schaftliche Planungssicherheit zu 
gewährleisten, sollten die finan-
ziellen Rahmenbedingungen für 

die Pflege klar definiert werden, so 
Böhringer. Betriebsnotwendige Kos-
ten müssten refinanziert sein und 
einheitliche Grundsätze für eine an-
gemessene Pflegevergütung gelten. 
Leistungskomplexe sollten über-
gangsweise mit einem Aufschlag 
von 50 Prozent vergütet werden. 

„Auf lange Sicht machen zwei 
Vergütungssysteme keinen Sinn“, 
meint Böhringer, „nur die Pflege 
nach Zeit ermöglicht letztlich eine 
bedarfsgerechte Versorgung und 
eine realistische und nachvollzieh-
bare Kostenkalkulation.“

■	  www.paritaet-bw.de 

Bis zu 50 Tänzer zwischen 60 und 97 Jahren schieben sich übers Parkett:  
allesamt Demenzkranke, ihre Angehörigen und gelegentlich auch ihre Pflegekräfte.  
 Foto: michael hagedorn Photographie
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Von SebaStian MeiSSner

Hamburg // Während ambulante 
Pflegedienste in den ländlichen Re-
gionen Deutschlands mit Personal-
sorgen und Personalengpässen zu 
kämpfen haben, liegen die Probleme 
in den großen Städten und Metropo-
len nicht selten in der Kundenge-
winnung. 

Bei der Analyse der Konkurrenz-
situation um die Gunst der pflege-
bedürftigen Kunden zeigt sich, dass 
der Markt insbesondere in Hamburg 

und Frankfurt hart umkämpft ist. In 
der Hansestadt werben zwei Pfle-
gedienste je 10 000 Einwohner, in 
Frankfurt, mit knapp 680 000 Ein-
wohnern die fünftgrößte Stadt der 
Republik, sogar knapp 2,5 ambulan-
te Pflegedienste je 10 000 Einwoh-
ner um die häusliche Betreuung der 
Patienten. Die Größe der ambulan-
ten Pflegebetriebe liegt in Frankfurt 
mit durchschnittlich 13 Mitarbeitern 
deutlich niedriger als im Bundes-
durchschnitt. München hingegen 
liegt mit seinen 1,67 Pflegediensten 

annähernd im Schnitt. Aufgrund 
der geringen Quote häuslich ver-
sorgter Patienten in der bayrischen 
Landeshauptstadt ist aber auch hier 
der Druck auf die Pflegedienste be-
sonders hoch. Nur 92 Menschen 
je 10 000 Einwohner werden in 
München ambulant versorgt. Die-
ser Wert liegt weit unter dem bun-
desdeutschen Durchschnitt von 147 
Patienten, die durch ambulante Pfle-
gedienste betreut werden. Der Ver-
gleich der zehn größten Städte zeigt, 
dass München mit durchschnittlich 
zwölf Mitarbeitern die kleinsten 
Pflegedienste hat.

Köln, mit gut einer Million Ein-
wohnern nach Berlin, Hamburg 
und München viertgrößte Stadt 

Deutschlands, versorgt seine Patien-
ten mit 1,26 Pflegediensten je 10 000 
Einwohner und liegt damit deutlich 
unterhalb der statistischen Wer-
te anderer Metropolen. Relativiert 
wird dieser Wert allerdings durch 
die ebenfalls unterdurchschnittliche 
Quote von 115 Patienten je 10 000 
Bürger, die ambulant versorgt  
werden. 

Daraus resultiert ein gesundes 
Verhältnis zwischen Angebot und 
Nachfrage, das dem Durchschnitt 
auf Bundesebene ähnelt. Wie im 
bundesweiten Durchschnitt gehö-
ren in der Domstadt 20 Mitarbeiter 
zu einem ambulanten Pflegebetrieb. 
Auf ähnliche Verhältnisstrukturen 
stößt man darüber hinaus bei der 
Analyse der Konkurrenzsituationen 
ambulanter Dienste in Berlin, Stutt-
gart, Düsseldorf und Dortmund.

Entspannter zeigt sich die Lage in 
Bremen und Essen 

Etwas entspannter zeigt sich die 
Lage in Essen und Bremen. In der 
Liste der größten deutschen Städte 
die Plätze neun und zehn einneh-
mend, werben hier im Schnitt we-
niger Pflegedienste um die Gunst 
der Kunden. Essen, mit gut 570 000 
Einwohnern eine der Metropolen 
im Ruhrgebiet, versorgt seine Pfle-
gebedürftigen mit nur 1,22 Pfle-
gediensten je 10 000 Einwohner. 
Bremen liegt dieser Wert zwar mit 
1,63 Pflegediensten annähernd auf 
Bundesniveau, die Pflegebedürftig-
keit liegt in der Hansestadt an der 
Weser mit 188 Patienten je 10 000 
Einwohner, allerdings deutlich über 
dem Schnitt. Mit durchschnittlich  
25 Mitarbeitern sind hier folglich  
die größten Pflegedienste zu finden. 

■	 Sebastian Meißner ist Produkt-
manager des Onlineportals 
www.pflegedatenbank.com

KonKurrenzbeobacHtung

In einigen Städten werden die Kunden knapp
Bei der Analyse der Konkurrenzsituation um die Gunst 
der pflegebedürftigen Kunden zeigt sich, dass der Markt 
insbesondere in Hamburg und Frankfurt hart umkämpft ist.

aWo ennepe-ruhe fordert 
mehr Geld für die Pflege

auf Dauer sei es schwierig, die So-
zialstation der arbeiterwohlfahrt 
(aWo) in Sprockhövel aufrecht 
zu erhalten und kostendeckend 
zu arbeiten. es gebe auch kaum 
neue Pflegekräfte, sagte die aWo 
dem radio ennepe ruhr zufolge. 
obwohl die arbeiterwohlfahrt 
nach tarif zahle, habe es schon 
lange keine bewerbungen von 
potenziellen Pflegekräften mehr 
gegeben. Das deute auf zuneh-
menden Pflegenotstand und 
Handlungsbedarf hin, so ein 
Mitarbeiter der Sozialstation. Die 
Kosten der Pflegedienste seien  
in den vergangenen Jahren um 
20 Prozent gestiegen, die Vergü-
tung durch die Pflegekassen aber 
nur um knapp 6,5 Prozent.

Diakonie-Sozialstation 
Apolda startet Pflegedienst

Die Diakonie-Sozialstation in 
apolda kann jetzt als eigenstän-
diger ambulanter Pflegedienst 
in apolda und im Landkreis Wei-
marer Land tätig sein. Wie Kirstin 
treudler von der Personalleitung 
in einer Pressemitteilung infor-
mierte, habe die Sozialstation am 
1. august die nötige Zulassung 
erhalten. Das team in apolda be-
stehe derzeit aus 14 Pflegefach- 
und Pflegekräften. Laut eigener 
Darstellung biete die Sozialsta-
tion als einziger Pflegedienst in 
der region die betreuung von 
Demenzpatienten an. 

Hamburger Wohn-Pflege-
Formen werden vorgestellt

in Hamburg werden verstärkt 
neuartige Wohn-Pflege-Formen 
entwickelt. Dabei handelt es 
sich zum beispiel um ambulante 
Wohngemeinschaften, in denen 
eine 24-stündige begleitung und 
Pflege stattfinden. Die Ham-
burger Koordinationsstelle für 
Wohn-Pflege-Gemeinschaften 
stellt in einer informationsveran-
staltung „Wenn es zu Hause nicht 
mehr geht – neue Wohn-Pflege-
Formen in eimsbüttel“ am Mon-
tag, 28. oktober, den Stand der 
entwicklung vor und informiert 
über Projekte. Das detaillierte 
Programm gibt es online unter 
www.koordinationsstelle-pflege- 
wgs-hamburg.de/index.php/ 
aktuelle-meldungen.html. 

Pflegedienst stellt auf Autos 
mit erdgasantrieb um

Für seinen ambulanten Pfle-
gedienst hat der DrK-Kreisver-
band Göppingen sechs neue 
erdgasfahrzeuge angeschafft, 
berichtet das onlineportal www.
erdgas-mobil.de. Laut DrK-Kreis-
geschäftsführer alexander Spar-
huber schlage der Kraftstoff für 
die erdgasbetriebenen Kleinwa-
gen mit rund 40 Prozent weniger 
zu buche. eine ersparnis, die sich 
auszahle, denn im Schnitt legten 
die Pflegekräfte mit jedem auto 
pro Monat 3 500 Kilometer zu-
rück.

NEwStickEr

kONkurrENzaNaLySE aMBuLaNtEr PfLEgEdiENStE 
iN dEN zEhN gröSStEN dEutSchEN StädtEN

Einwohner anzahl  
Pflegedienste

durchn.  
Mitarbeiter

Pflegedienste je 
10.000 Ew

Patienten je 
10.000 Ew

Berlin 3.460.725 573 21 1,66 158

hamburg 1.786.448 359 18 2,01 165

München 1.353.186 226 12 1,67 92

köln 1.007.119 127 20 1,26 115

frankfurt 679.665 166 13 2,44 140

Stuttgart 606.588 95 18 1,57 123

düsseldorf 588.735 101 18 1,72 137

dortmund 580.444 102 21 1,76 167

Essen 574.635 70 29 1,22 158

Bremen 547.340 89 26 1,63 188

Gesamt 81.726.000 12.813 20 1,57 140
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Kein Zuschuss für 
Hospizaufenthalt
Koblenz // Die Krankenkasse muss 
einem schwerstbehinderten Kind, 
das zu Hause lebt, keinen Zuschuss 
für einen Hospizaufenthalt gewäh-
ren. Das entschied das Sozialgericht 
Koblenz, wie die Familienrechtsan-
wälte des Deutschen Anwaltvereins 
(DAV) mitteilen. 
 Das Mädchen ist schwerstbehindert 
und leidet unter starken Schmer-
zen. Es lebt bei seinen Eltern, die 
es intensiv pflegen. Aufgrund der 
schweren Erkrankung ist die Pflege 
ihres Kindes sehr aufwendig und 
kräftezehrend. Um eine zeitweise 
Entlastung zu erreichen, wollten sie 
die Tochter für zwei Wochen in ei-
nem Kinderhospiz betreuen lassen. 
Bei der Krankenkasse beantragten 
die Eltern einen Zuschuss, den diese 
ablehnte. Die starke Dauerbelastung 
sei kein Argument: Die Hospizleis-
tung orientiere sich an dem betrof-
fenen Versicherten und nicht an der 
Belastung der Familienmitglieder.
 (dpa)

■	  az: S 8 KR 352/13 ER

MSD-geSunDHeitSpreiS

Projekt AGnES 
ist preiswürdig
München // Das Projekt AGnES des 
Instituts für Community Medicine, 
Universität Greifswald, ist mit dem 
dritten Platz des MSD-Gesundheit-
spreis ausgezeichnet worden. Das 
Pharmaunternehmen vergibt seit 
2012 Preisgelder an Versorgungs-
konzepte, die unter medizinischen 
Alltagsbedingungen implementiert 
und unabhängig evaluiert wurden. 
Die Preisverleihung fand am 18. Sep-
tember in München statt.  

Die Abkürzung AGnES steht für 
arztentlastende, gemeindenahe, 
E-Health- gestützte, systemische 
Intervention. Das Konzept basiert 
auf der Delegation hausärztlicher 
Leistungen an speziell qualifizier-
te Pflegefachkräfte, medizinische 
Fachangestellte, Arzthelfer. Die AG-
nES-Fachkräfte dürfen in der Häus-
lichkeit der Patienten tätig werden 
– ohne Beisein des behandelnden 
Arztes, schreibt der Informations-
dienst Wissenschaft. Das Preisgeld 
in Höhe von 10 000 Euro soll für die 
Weiterentwicklung des AGnES-Kon-
zeptes genutzt werden. (ck)

bunDeSraHMeneMpFeHlung in Der HKp

Einigung ist verschoben
Hannover // Der Arbeitgeber- und 
Berufsverband Privater Pflege 
(ABVP) hat zusammen mit zwei 
weiteren Verbänden auf eine er-
neute Verhandlung zur Bundesrah-
menempfehlung in der Häuslichen 
Krankenpflege bestanden. Ende 
vergangener Woche tagten die Ver-
tragspartner nach §132a SGB V in 
einer neuen Runde. Dabei habe es 
sich laut ABVP aber gezeigt, dass es 
dringend notwendig war, Klarheit 
in einige Themen zu bringen. „Uns 
geht es in erster Linie um die Maxi-
me Gründlichkeit vor Schnelligkeit“, 
so Dr. Christian Schieder, Bundesge-
schäftsführer des ABVP. Ein Teil der 
Leistungserbringerverbände und 
die Krankenkassen wollten dabei 
einen bisher verhandelten Entwurf 
zur Abstimmung bringen. 

Der ABVP habe vor allem die un-
ternehmerische Handlungsfreiheit 
seiner Mitglieder im Blick. Eine zu 
verabschiedende Bundesrahmen-
empfehlung müsse laut Verband da-
her die Situation der Pflegedienste 
deutlich verbessern. Der ABVP hat 
bereits im Vorfeld Nachbesserungs-
bedarf gesehen. Dieser konnte zum 

Teil bereits in der Verhandlungsrun-
de am vergangenen Freitag durch-
gesetzt werden. Dort wurden nun 
alle weiterhin strittigen Punkte an-
gesprochen und der nun bestehende 
Text im Oktober zur Abstimmung 
gestellt. 

Die Gremien innerhalb des ABVP 
werden nun intensiv über die Inhal-
te beraten und ein klares Votum ab-
geben. (ck)

aBVP-Bundesgeschäftsführer  
christian Schieder. Foto: Archiv

aMBuLaNtE diENStE
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Häusliche Pflege  |  Pflegedienste besser managen

Vincentz Network · Postfach 62 47 · 30062 Hannover
Telefon +49 511 9910 - 033 · Fax +49 511 9910 - 029 · buecherdienst@vincentz.net · www.haeusliche-pflege.net/shop

Harter Wettbewerb, steigender Qualitätsdruck: Da 
heißt es, Kosten und Erträge mit einer professio-
nellen Kostenrechnung im Griff behalten. Besonders 
wichtig: Nach dem Pflege-Neuausrichtungsgesetz 
sind die Kosten pro Stunde genau zu ermitteln. 
Denn dem Kunden sind Pauschal- und Zeitlei-
stungen alternativ anzubieten. Unternehmensbera-
ter Andreas Heiber gibt eine praxisorientierte Ein-
führung in die Kostenrechnung eines ambulanten 
Pflegedienstes. Im zweiten Teil des Arbeitsbuches 

Stundensätze richtig kalkulieren

Kostenrechnung und Preiskalkulation

Andreas Heiber / Gerd Nett
Kostenrechnung und Preiskalkulation
2013, 100 Seiten, kart.,  
36,–¤, Best.-Nr. 657, 
unter www.ebook-kosten.de 
auch als eBook (ePub) erhältlich

stellt er auf der Grundlage der Kostenrechnung 
eine Preiskalkulation der Stundensätze vor.

Andreas Heiber vermittelt Basiswissen und zeigt,  
wie Sie profitieren:

 Sie optimieren Ihre Kostenrechnung

 Sie bieten korrekt berechnete Zeitleistungen  
 alternativ zu Pauschalleistungen

 Sie sind bestens auf Vergütungs- 
 verhandlungen vorbereitet

Jetzt bestellen!
www.buch-kostenrechnung.de

AmbulAnte Dienste
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Mecklenburg-VorpoMMern

Mehr Palliativteams gefordert
rostock // In Mecklenburg-Vor-
pommern werden nach Ansicht des 
Rostocker Mediziners Christian Jung-
hanß weitere Teams für die ambu-
lante Palliativversorgung benötigt.
Derzeit gebe es zehn solcher speziell 
ausgebildeten Palliativteams, aber 
noch immer weise die Landkarte 
weiße Flecken auf, sagte der Leiter 
des palliativmedizinischen Bereichs 
an der Universitätsklinik Rostock. 

Vor allem auf dem dünn besie-
delten Land könne dem Wunsch von 
Patienten nach Sterben in der Häus-
lichkeit kaum nachgekommen wer-
den. „Wir haben in der immer älter 
werdenden Gesellschaft die Aufga-
be, die Palliativmedizin in die Fläche 
zu bekommen“, sagte Junghanß am 
Rande eines Palliativtages in Rostock. 

Immer noch bestehe bei für die  
Palliativmedizin ausgebildeten Pfle-
gekräften und Ärzten ein großer 
Mangel. 

Der Staatssekretär im Landesso-
zialministerium, Nikolaus Voss, sag-
te, Mecklenburg-Vorpommern sei bei 
der spezialisierten ambulanten Pal-
liativversorgung (SAPV) im Bundes-
vergleich gut aufgestellt. „Im Land 
gibt es inzwischen zehn so genannte 
SAPV-Verträge zwischen den Kran-
kenkassen, der Kassenärztlichen Ver-
einigung und medizinischen Einrich-
tungen.“ Zudem gebe es im Land 18 
ambulante Hospizdienste und sechs 
stationäre Hospize, so Voss. „Künftig 
gilt es auch die Belange schwerst-
kranker Kinder und Jugendlicher zu 
berücksichtigen.“ (dpa/ck)

kirchliche SozialStation

Pflege bleibt ein Minusgeschäft
rheinfelden // Der Verein Kirchli-
che Sozialstationen im baden-würt-
tembergischen Rheinfelden will die 
Dokumentation ihrer Einrichtun-
gen verschlanken. Dazu nimmt der 
Träger häuslicher Pflege an einem 
Modellprojekt des Stuttgarter Ver-
eins der Ersatzkrankenkassen teil, 
das im Herbst beginnt. Dabei sollen 
die bürokratischen Wege zwischen 
Sozialstationen, Ärzten und Kran-
kenkasse optimiert werden, um 
wieder mehr Zeit für die Pflege von 
Menschen zu haben, hieß es in der 
Badischen Zeitung. 

Die Dokumentation nehme 40 
Prozent der Arbeitszeit einer Pflege-
kraft ein, sagte Geschäftsführer Rolf 
Steinegger. Die Sozialstation stehe 
wirtschaftlich unter Druck. Die Pflege 
bleibe weiterhin ein Minusgeschäft, 
wie der Verein bei der regionalen 
Vereinsversammlung in der Sozials-
tation bekannt gab. „Wir packen’s 
nicht mehr“, sagte Geschäftsführer 
Steinegger. Mit Unterschriftenlisten 
zur Kampagne „Die häusliche Pfle-
ge hat Wert“ sollen die Kassen dazu  
bewegt werden, die Ausgaben um 
acht Prozent zu erhöhen.  (ck)

bADen-Württemberg: DAs regelt Der gesetzentWurf in sAchen Wohnform

Wohnformen fallen nicht unter Wtpg Grundstruktur des Wohn-, Teilhabe und Pflegegesetzes (WTPG)

Wohnen in den eigenen 
Wänden

Selbstorganisiertes gemein-
schaftliches Wohnen

Ambulant betreute Wohnge-
meinschaft 

Erprobungsregelungen Stationäre Einrichtung (Heim)

Definition/Abgrenzung nach 
der selbstbestimmtheit bei 
Wohnen bzw. Pflege

 > vollständige Selbstorgani-
sation und Selbstbestim-
mung

 > Vollständig selbstorgani-
siert und selbstbestimmt

 > von Leistungsanbietern 
strukturell umfassend  
unabhängig (§ 2 Abs. 3)

 > teilweise Selbstorganisa-
tion; geteilte und gemein-
same Verantwortung von 
Anbieter und Bewohner 
(§ 4)

 > Abweichung von einzelnen 
Anforderungen an stationä-
re Einrichtungen (Heim) 
möglich (auf Antrag und nur 
mit Genehmigung; § 31)

 > Überlassung von Wohn-
raum und verpflichtende 
Abnahme der Pflege und 

 > Unterstützungsleistungen 
durch einen Träger (§ 3)

grundstruktur des Pflege- bzw. 
betreuungsarrangements

 > eigene Wohnung 
 > freie Wahl der Pflege- und 

Unterstützungsleistungen

 > Lebens- und Haushaltsfüh-
rung gemeinschaftlich und 
vollständig selbstorganisiert 
gestaltet

 > freie Wahl der Pflege- und 
Unterstützungsleistungen

 > i. d .R. Wohnen vom Anbieter 
verantwortet

 > freie Wahl der Pflege- und 
ggf. weiterer Unterstüt-
zungsleistungen

 > Wohnen vom Träger  
verantwortet und

 > Pflege- und Unterstüt-
zungsleistungen vom Träger 
verantwortet

 > Wohnen vom Träger  
verantwortet und

 > Pflege- und Unterstüt-
zungsleistungen vom Träger 
verantwortet

gesetzliche strukturvorgaben  > keine  > keine  > bis zu 8 Personen; mind. 25 
m2 pro Person; Präsenzkraft 
(nicht zwingend Fachkraft)

 > max. 15 Personen  > § 10 ff.

Art und umfang der gesetzli-
chen Aufsicht

 > keine Aufsicht, auch nicht 
bei der Tages- und Nacht-
pflege im Sinne des SGB XI

 > keine Aufsicht, auch nicht 
bei der Tages- und Nacht-
pflege im Sinne des SGB XI

 > Anzeigepflicht (§ 14)
 > Regelprüfungen in den 

ersten drei Jahren, danach 
nur anlassbezogen; geprüft 
wird nur die Einhaltung der 
gesetzlichen Vorgaben (§ 18)

 > Regel- und anlassbezogene 
Überprüfungen (§ 17)

 > Regel- und anlassbezogene 
Überprüfungen (§ 17)

Das Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz in Baden-Württemberg (WTPG) ist umstritten (s. Interview 
auf Seite 6 in dieser Ausgabe). Landessozialministerin Katrin Altpeter (SPD) spricht zwar von gro-
ßem Lob für den Entwurf – und in der Tat loben beispielsweise der Paritätische und das Deutsche 
Rote Kreuz, dass das WTPG nicht wie ursprünglich im rot-grünen Koalitionsvertrag vorgesehen 
auf ambulante Dienste ausgedehnt wurde. 

Doch Kritiker beklagen die Bedingungen, zu denen künftig zum Beispiel ambulante 
Wohngemeinschaften arbeiten sollen. Eine Begrenzung ambulant betreuter Wohnge-
meinschaften auf acht Personen ist nach Auffassung von Paritätischem und DRK wissen-
schaftlich nicht belegt. Das Ministerium verweist dagegen auf Empfehlungen der Deutschen  

Alzheimer Gesellschaft, wonach eine Größe von acht Plätzen in einer WG nicht überschritten 
werden sollte. 

Die Forderung einer ständigen Präsenz eines Mitarbeiters in Pflege-WGs wird ebenfalls 
kritisiert. Diese Bedingung werde das Angebot verteuern, schreiben Paritätischer und Rotes 
Kreuz. Die Stiftung Liebenau merkt an, dass die Heimaufsichten verpflichtet werden müssten, 
nicht nur im Rahmen der Erprobungsregelungen nach § 31 WTPG „fachlich begründete Abwei-
chungen von Bau- und Personalvorgaben zuzulassen“. In einer detaillierten Tabelle hat das  
Ministerium die in dem Entwurf vorgesehenen Vorgaben zusammengestellt. Hier stellen  
wir sie vor.  (ls)
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Soziales Engagement  
professionell managen

Führungsaufgaben können ge-
rade im Sozialmanagement viel 
Zeit verschlingen, die für andere 
Aufgaben fehlt. Genau hier un-
terstützt das Praxishandbuch 
und gibt Hilfestellung für Ge-
schäftsführer und Leiter. Speziell 
entwickelte Werkzeuge zur Mit-
arbeiterführung, zum Umsetzen 
von Zielen und Vorstellungen, 
strategisches Delegieren durch 
gezieltes Einsetzen der Mitarbei-
ter nach ihren Fähigkeiten, er-
folgreiche Steigerung der Dienst-
leistungsqualität, gelungene 
Gestaltung von Projektarbeiten, 
effizientes Kostenmanagement 
sowie Mitarbeitermotivation 
sind einige der Inhalte. Ver-
ständlich formuliert und Schritt 
für Schritt mit konkreten Bei-
spielen und exakten Checklisten 
und Tipps nachvollziehbar. 

Dr. Rolf Meier: Praxishandbuch 
Sozial Management, Verlag für 
die Deutsche Wirtschaft, Bonn, 
2013, 480 Seiten, 49,80 Euro

medientipps

Altenheimlive:  
der Livestream  

zu den aktueLLen  
topthemen

Der Livestream 

zu den aktuellen 

Topthemen

Am 10. Oktober, 14 Uhr  

www.altenheim.net/live
Altenheim

live

Nutzwertige Zusatzinformationen zur Zeitschrift Altenheim bietet Ihnen 
Altenheimlive. Monat für Monat können Sie live und direkt dabei sein, 
wenn die Autoren der aktuellen Ausgabe von Altenheim zu ausgewähl-
ten Themen noch mehr Fachinformationen geben. 

Immer am 2. Donnerstag im Monat, immer um 14 Uhr! 
Sie hören Vorträge, stellen eigene Fragen oder verfolgen die Informatio-
nen online – live, kurz und kompakt. Schalten Sie ein! 

Die Topthemen bei Altenheimlive am 10. Oktober 2013 ab 14 Uhr:
 > Mängelbescheiden erfolgreich begegnen: Rechtsanwältin Nicola 

Dissel-Schneider erklärt analog zum Schwerpunktthema des Okto-
ber-Heftes von Altenheim, wie Heime gegen Prüf- und Begehungs- 
berichte von Aufsichtsbehörden vorgehen können.

 > Fördermittel akquirieren: In diesem Vortrag geht es darum, wie Sie 
am besten Fördermittel akquirieren. Ein Antrag auf Förderung muss 
klar transportieren, wofür Sie sich um Gelder bemühen, sagt unser  
Referent Torsten Schmotz.

Am 10. Oktober um 14 Uhr geht`s los. 

Den Livestream – und ab sofort alle wichtigen Vorabinformationen –  
finden Sie auf www.altenheim.net/live

tagungen

Fachtag Altenhilfe  
zu Sozial-, Steuer-, Arbeitsrecht und Rechnungslegung

09.10.2013 / mannheim 

(findet bundesweit an sechs Standorten im Oktober und November 2013 statt)
Curacon, Darmstadt, Tel. (0 61 51) 2 78 91-23, www.curacon.de/fachtagungen

seminare

Dementia-Care-Mapping –  
Ein Instrument zur Erfassung der Pflegequalität 

08.10.2013 / münchen

Caritas-Gemeinschaft für Pflege- und Sozialberufe Bayern , München,  
caritasgemeinschaft.bayern@t-online.de, www.caritas-gemeinschaft-bayern.de

Mitarbeitergespräche wirksam führen 

09.10.2013 / mülheim 

Bildungsinstitut der ATEGRIS, Evangelisches Krankenhaus Mülheim a. d. Ruhr, 
Karoline Alexandre de Campos, Karoline.AlexandredeCampos@evkmh.de

Mit den Besten messen –  
wirklich relevante Kennzahlen für Pflegedienste

09.10.2013 / köln

Unternehmensberatung Wißgott, www.unternehmensberatung-wissgott.de

 
Zeilenpreis: EUR 4,39

Mindestzeilenzahl: 2 Zeilen

Gestaltete Anzeigen/pro mm: EUR 1,18

Mindesthöhe: 8 mm

Farbzuschlag (Skalenfarbe): EUR 25,00

Die Preise verstehen sich pro Stichwort und Ausgabe.

Mindestlaufzeit: 12 aufeinanderfolgende Ausgaben
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Dienstleistungen 

Abrechnungssysteme

VIVENDI@connext.de 

www.connext.de

Rufen Sie an: 0211-6355-3988

Abrechnen für

0,5%

 0800 / 678 23 28 (gebührenfrei)

 www.optadata-gruppe.de

 

Abrechnung
Software

Marketing

Beratung

Telefon: 0281 / 9885-110 · Telefax: 0281 / 9885-120 

info@rzh.de 

www.rzh.de
››Abrechnung?

   Ich geb‘ ab und bekomme mehr. ‹‹

www.systema.de

Qualitätsmanagement/ 

Organisationsentwicklung

opta data gruppe 

www.optadata-gruppe.de

Friseur

www.seniorenfriseur.de

EDV- und 

Kommunikationstechnik

Zertifizi
erungen

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Mehr als eine Note - 

unser Qualitätssiegel! 

www.iqd.de  Pflegeheime 

 Ambulante Dienste 

 Psychiatrische  

   Fachpflegeheime  

 
 
 
  

eva/3 viva! Pflegesoftware  

www.optadata-gruppe.de

www.systema.de

Software

PFLegeDienSt 2000 

PFLegeHeiM 2000 

DienStZeit 2000 

www.comfuture.de

vivenDi@connext.de 

www.connext.de

Erfolg ist kein

    Zufall.

www.dm-edv.de

a solution for social

Telefon: 0231 9745-0 · Fax 0231 9745-28

www.dobrick-wagner.de

HyC ARE
Software für die Pflege

www.hycare.de

▪ Heimverwaltung

▪ Pflegeplanung & 

▪ Pflegedokumentation

▪ Dokumentation per Touch-PC

▪ Personaleinsatzplanung

www.loepertz.de

02054 / 9584-0 ▪ info@loepertz.de

Das Prinzip Einfach

Softwarelösungen für die Sozialwirtschaft

www.das-p
rinzip-e

infach.
de

www.syst
ema.de

T +49 (0)7355 799 161

Ernährung

Catering

ARAMARK GmbH

Martin-Behaim-Str. 6 · 63263 Neu-Isenburg

Tel: 06102/745-0

www.aram
ark.de

Bewohner- und Mitarbeiterverpflegung

Besuchercafeterien und Kioske

Fort- und Weiterbildung

PDL POWER-TRAINING

Wegen großer Nachfrage: 

Neue Termine – 4 Orte.

www.pdl-powertraining.de

Gebäudetechnik

.de

Notruf-Handy
www.

Organisation & Verwaltung

Datenverarbeitung

VIVENDI@connext.de 

www.connext.de

Mobile Datenerfassung

Pfleged
okumen

tation

vivenDi@connext.de 

www.connext.de

Manager, Dienstplan,

Planung (exklusiv mit ABEDL)

GODO Systems GmbH

www.godo-systems.de

02131 - 298470

Navigator_Anzeige_25x45mm_V1_D_RZ.indd   104.02.13   18:31

www.systema.de

Pflegep
lanung

VIVENDI@connext.de 

www.connext.de

www.systema.de

Raumeinrichtungen

wissner-
bosserhof

f

www.wi-b
o.de

Sichern Sie sich Ihren 

Eintrag im Navigator 

noch heute! 

Mögliche Rubriken: 

 > Dienstleistungen

 > EDV- und 

Kommunikations- 

technik

 > Ernährung

 > Fort- und  

Weiterbildung

 > Gebäudetechnik

 > Küche &  

Hauswirtschaft

 > Organisation &  

Verwaltung

 > Pflege & Therapie

 > Raumeinrichtungen

 > Textil & Bekleidung

Rückfragen und  

Buchungen unter  

Tel. + 49 511 9910 152 

oder schicken Sie uns 

eine E-Mail an  

verkauf@vincentz.net. 

navigator

Die große  

Marktübersicht unter  

www.marktund 

partner.net.  

Mehr als 3.000 Unter-

nehmen der Altenhilfe 

auf einen Klick

HyC ARE
Software für die Pflege

www.hycare.de

PFLEGEDIENST 2000 
PFLEGEHEIM 2000 
DIENSTZEIT 2000 
www.comfuture.de

Beispiel 5: 
25 mm + Farbzuschlag
EUR 54,40 pro Rubrik/Ausgabe

Positionieren Sie Ihr Unternehmen im  

„markt & partner Navigator“, dem Marktplatz  

der Pflegebranche!“

Rückfragen und Buchungen unter

Tel. +49 511 9910-152 oder

verkauf@vincentz.net

Beispiel 6: 
19 mm + Farbzuschlag
EUR 21,24 pro Rubrik/Ausgabe

Beispiel 4: 
4 Zeilen
EUR 17,56 pro Rubrik/Ausgabe

 0800 / 678 23 28 (gebührenfrei)

 www.optadata-gruppe.de

 

Abrechnung Software MarketingBeratung Beispiel 2: 
30 mm + Farbzuschlag
EUR 60,40 pro Rubrik/Ausgabe

Beispiel 1: 
2 Zeilen
EUR 8,78 pro Rubrik/Ausgabe

VIVEnDI@connext.de 
www.connext.de

Navigator – der schnelle Überblick für Entscheider!

Beispiel 3:
20 mm
EUR 23,60 pro Rubrik/Ausgabe
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CARs Invest

Pflegeheim Rating  
Report 2013

Boris Augurzky, Corinna Hentschker,  
Sebastian Krolop, Roman Mennicken

Pflegeheim Rating Report 2013 
Ruhiges Fahrwasser erreicht

2013, 144 Seiten, kart., 260,- €, Best.-Nr. 684

Jetzt bestellen unter  
www.buch-prr2013.de 
oder als eBook im pdf-Format unter  
www.ebook-prr2013.de  

Vincentz Network · Postfach 62 47 · 30062 Hannover
Telefon +49 511 9910 - 033 · Fax +49 511 9910 - 029 · buecherdienst@vincentz.net · www.careinvest-online.net

Wie steht es um den deutschen Pflege-
markt? Wo liegen die Stärken und Schwä-
chen, Chancen und Risiken?

Mit Fokus auf die stationäre Pflege hat 
das Rheinisch-Westfälische Institut für 
Wirtschafts forschung (RWI) Daten erhoben, 
zusammen gestellt und interpretiert. Der 
Vergleich von Preisen, Angeboten, Personal 

und ein entsprechendes Rating sowie 
Sonderanalysen geben wertvolle und fun-
dierte Einblicke. Investoren, Manager aus 
Pflegeheimen und deren Geschäftspartner 
aus Versicherungen und Banken sowie 
die Politik finden empirisch abgesicherte 
Erkenntnisse über diesen Markt.

Ruhiges Fahrwasser erreicht

5.200 Abonnen-

ten vertrauen  

jede Woche der 

einzigen Wochen-

zeitung für das 

Management der 

Pflegebranche in 

Deutschland. 

Quelle: IVW 2/2012 
(gerundet)

Der Tischkalender 2014
Bilder, Rätsel, Sprichworte und mehr

Petra Fiedler/Andrea Friese/ 
Bettina M. Jasper/
Ute und Kadie Schmidt-Hackenberg
Der Tischkalender 2014 
Bilder, Rätsel, Sprichworte und mehr
Einzelpreis 19,– €
ab 10 Expl.  je  14,90 € 
ab 20 Expl.  je    9,90 €
ab 50 Expl.  je 7,90 €
Best.-Nr. 645

Vincentz Network · Postfach 62 47 · 30062 Hannover
Tel. +49 511 9910-033 · Fax +49 511 9910-029 · buecherdienst@vincentz.net

Jetzt bestellen!
www.altenpflege-online.net/shop

Bewohner nehmen den Wochenkalender selbst zur Hand. 
Pflegekräfte nutzen ihn für die Kurzaktivierung zwischen-
durch. Und Pflegebedürftige, Freunde und Angehörige freuen 
sich beim gemeinsamen Betrachten und Rätseln über neuen 
Gesprächsstoff.

Der Tischkalender 2014 ist garantierter Blickfang:
• 52 stabile Wochenblätter zum Umschlagen
• schön gestaltete Bilder samt Wochenplan
•  Rätsel, Sprichwörter und Scherzfragen auf der Rückseite

                Schenken Sie Ihren  

         Bewohnern zu Weihnachten 

        ihren eigenen Tischkalender! 

Für nur  7,90 € pro Exemplar –

         beim Kauf von 50 Stück.

anzeigen-
schluss

montags  
12.00 Uhr 

5 tage vor dem  
gewünschten  
einschalttermin

 
Kontaktaufnahme:

Marianne Lattemann

tel. + 49 511 9910 155

e-Mail:  

marianne.lattemann 

@vincentz.net
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Sichern Sie sich Ihren 
Eintrag im Navigator 
noch heute! 

Mögliche Rubriken: 

 > Dienstleistungen

 > EDV- und 
Kommunikations- 
technik

 > Ernährung

 > Fort- und  
Weiterbildung

 > Gebäudetechnik

 > Küche &  
Hauswirtschaft

 > Organisation &  
Verwaltung

 > Pflege & Therapie

 > Raumeinrichtungen

 > Textil & Bekleidung

Rückfragen und  
Buchungen unter  
Tel. + 49 511 9910 152 
oder schicken Sie uns 
eine E-Mail an  
verkauf@vincentz.net. 

navigator

Die große  
Marktübersicht unter  
www.marktund 
partner.net.  

Mehr als 3.000 Unter-
nehmen der Altenhilfe 
auf einen Klick

Dienstleistungen 

Abrechnungssysteme

VIVENDI@connext.de 
www.connext.de

www.systema.de

Friseur

www.seniorenfriseur.de

Qualitätsmanagement/ 
Organisationsentwicklung

opta data gruppe 
www.optadata-gruppe.de

Unternehmensberatung

EDV- und 
Kommunikationstechnik

eva/3 viva! Pflegesoftware  
www.optadata-gruppe.de

www.systema.de

Zertifizierungen

Software

Pflichtenheft, Projektbegleitung
www. althammer-it.de                            

PFLegeDienSt 2000 
PFLegeHeiM 2000 
DienStZeit 2000 
www.comfuture.de

vivenDi@connext.de 
www.connext.de

infividuell & flexibel- 
die Software für  
Soziale Dienstleister 
www.sinfonie.de

Ernährung

Catering

Fort-und Weiterbildung

Organisation & Verwaltung

Datenschutz + IT-Sicherheit

Datenschutz, Audit, Schulung
Backup- und IT- Notfallkonzepte
Cloud-Computing, Beratung
www.althammer-it.de

Datenverarbeitung

VIVENDI@connext.de 
www.connext.de

Mobile Datenerfassung

Pflegedokumentation

vivenDi@connext.de 
www.connext.de

www.systema.de

Pflegeplanung

VIVENDI@connext.de 
www.connext.de

www.systema.de

Raumeinrichtungen

Therapie
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Das Friederike-Fliedner-Haus in Braunfels hat sich fürs Auslagern entschieden: Pro-
gramme und Daten sind in einer virtuellen Wolke ablegt, denn die Einrichtung nutzt 
ein Angebot für Cloud-Computing – und hat ihre IT-Organisation dadurch vereinfacht.

Von Melanie Koberstein

Paderborn // Kein Sirren, kein Flirren, 
kein Surren und kein Rauschen: Die-
se Geräuschkulisse, hörbares Merk-
mal eines jeden Serverraums, gehört 
beim Friederike-Fliedner-Haus in 
Braunfels inzwischen der Vergan-
genheit an. Denn das Haus nutzt 
ein Angebot für Cloud-Computing 
des Paderborner IT-Unternehmens 
Connext.

Die IT-Basis, die man für einen 
reibungslosen Betrieb der Anwen-
dungssoftware benötigt, ist für vie-
le Einrichtungen nicht mehr als ein 
notwendiges und kostspieliges Übel. 
Ebenso die laufende Betreuung der 
Systeme und der Anwender. Denn 
es ist alles andere als leicht, den 
immensen fachlichen, technischen 
und rechtlichen Anforderungen im 
IT-Bereich gerecht zu werden.

Angebote für Cloud-Computing, 
bei denen die EDV sozusagen auf 
die Infrastruktur eines externen 
Anbieters ausgelagert wird, kön-
nen die IT-Organisation erheblich 
vereinfachen. Eine einfache und 
wirtschaftliche IT-Lösung, die sich 
schnell und unkompliziert realisie-
ren lässt – das wollte auch das Frie-
derike-Fliedner-Haus und hat sich 

für das Cloud-Angebot von Connext 
entschieden. Hardware, Basissoft-
ware, Office-Lizenzen, Speicherplatz, 
Backup-Service, Anwender-Help-
Desk sowie die vollständige Be-
treuung der Systeme werden dem 
Altenheim mit dem PC-Arbeitsplatz 
aus der Steckdose zur Verfügung  
gestellt. 

Gründe gegen den Aufbau einer 
eigenen IT-Infrastruktur gab es viele: 
Im Zuge der Ablösung vom ehemali-
gen Träger musste die EDV aus der 
bestehenden, vernetzten EDV-Struk-
tur mit dem alten Träger herausge-
löst und komplett neu aufgestellt 
werden. Geschäftsführer Hermann 
Thiel erinnert sich: „Wir mussten 
nicht nur alle Daten unseres Hau-
ses aus der Datenbank des einstigen 
Trägers herausfiltern. Wir benö-
tigten auch rasch eine Zentralver-
waltung und mussten sehr schnell 
eine Buchhaltung implementieren. 
Nach dem Trägerwechsel fehlte 
uns jedoch eine EDV-Abteilung und 
damit die Hard- und Software- 
ressourcen.“ Da bot sich eine  
Cloud-Lösung an. „Wir brauchen kei-
ne EDV-Mitarbeiter zu qualifizieren, 
sondern können bei Bedarf das ge-
samte Know-how von Connext nut-
zen. Bei Schwierigkeiten stehen uns 

an der Hotline direkt Mitarbeiter zur 
Verfügung, die sich umgehend um 
das Problem kümmern“, erläutert 
Helmut Uerlings, stellvertretender 
Heimleiter. 

Zweites Plus: Alle Updates wer-
den automatisch aufgespielt – somit 
ist jeder Arbeitsplatz stets mit der 
aktuellen Software-Version ausge-
stattet. 

Dritter Vorzug: Die Einrichtung 
ist nicht langfristig an eine Hard-
ware gebunden. Dadurch lassen 
sich Innovationsschritte leichter 
und schneller umsetzen. Außerdem 
entfallen Abschreibungsfristen. „Für 
uns ist das eine gut kalkulierbare, 
wirtschaftliche Lösung, weil wir nur 
pro Arbeitsplatz eine Gebühr ent-
richten“, sagt Thiel. 

Eine EDV, die geräuschlos im 
Hintergrund läuft, eröffnet dem 
Team in Braunfels mehr Freiraum, 
sich um ihre eigentliche Aufgabe zu 
kümmern: nämlich alten Menschen 
durch professionelle Pflege ein Um-
feld zu schaffen, in dem sie sich 
wohlfühlen.

■	 Die autorin ist Marketing- und 
Pr-Verantwortliche bei Connext 
Communication in Paderborn, 
www.connext.de

OutsOurcing vOn EDv-infrastruktur

Cloud-IT sicher und stressfrei

Eine EDV, die geräuschlos im Hintergrund läuft, eröffnet dem team des Friederike-Fliedner-Hauses in Braunfels mehr Freiraum, sich 
um seine kernaufgabe Pflege zu kümmern. Möglich macht das eine Cloud-Lösung, mit der die It-Infrastruktur ausgelagert wird. 
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MausEr unD MatErnus kOOPEriErEn

Beratungscentrum für „Betreutes Wohnen zu Hause“ 
Beverungen // Mauser kooperiert 
seit längerem mit der Cura-/Mater-
nus-Gruppe. Mit der Eröffnung des 
gemeinsam gestalteten Maternus 
Beratungscentrums für „Betreutes 
Wohnen zu Hause“ in Köln-Roden-
kirchen gehen beide nun einen 
weiteren Schritt. Das Ziel: ältere 
Menschen, die in den eigenen vier 
Wänden im Wohnviertel bleiben 
möchten, verlässlich und mit pass-
genauen Angeboten unterstützen. 
Neben Beratungsangeboten und der 

Vermittlung von Dienstleistungen 
ist altersgerechte Wohnungsein-
richtung oft zentrales Thema der 
Gespräche im Beratungscentrum. 

Die dort ausgestellten Möbel 
zeigen unterschiedliche Wohnmi-
lieus. Alle Möbelstücke lassen sich 
individuell zusammenstellen und 
sind in verschiedenen Holztönen er-
hältlich. Interessenten können sich 
beraten lassen, die Exponate anfas-
sen und prüfen. So ist der Aufrichter 
(Bettgalgen) jetzt auch für zu Hause 

erhältlich. Der Server (mobiles, mul-
tifunktionales Esstablar), der bei 
Nichtgebrauch zusammengefaltet 
und verstaut wird, steht auch auf 
der Liste der Produkte für den Pri-
vatbereich. Die Kombination dieser 
Produkte ist beispielsweise im Mö- 
beleinzelhandel nicht erhältlich. 
Somit ergänzt die Cura-/Maternus-
Gruppe ihr Angebot um sinnvolle 
Einrichtungslösungen für Senioren.

■	 www.mauser-moebel.de 

Von thoMas althaMMer

Burgwedel // Festplatten im Netz 
sind populär, verbinden sie doch 
Synchronisation, Datensicherung 
und vereinfachten Zugriff von ei-
ner Vielzahl von Endgeräten. Das 
geschieht alles automatisch und zu 
günstigen Konditionen, teils sogar 
kostenfrei. Doch warum kann für 
Pflegeeinrichtungen der Einsatz von 
Online-Speicherdiensten problema-
tisch sein?
1. Sensible Informationen oder 

gar personenbezogene Daten 
verlassen über DropBox & Co. 
unbemerkt die Einrichtung, 
wenn Mitarbeiter derartige Lö-
sungen auf ihren Computern 
installieren. So können Unterla-
gen in fremde Hände gelangen 
oder haftungsrechtliche Konse-
quenzen entstehen. Die Verant-
wortung bei Verstößen liegt fast 
immer bei der Geschäftsleitung.

2. DropBox und vergleichbare An-
gebote sind bequem und erhö-
hen insofern die Datensicher-
heit, dass die dort gespeicherten 
Dateien auf verschiedenen 
Systemen synchron gehalten 
werden. Das versehentliche Lö-
schen kann rückgängig gemacht 
werden, manche Dienste bieten 
sogar die Möglichkeit, vorherige 
Versionen einer Datei wieder-
herzustellen. Doch hier kann 
eine trügerische Sicherheit ent-
stehen: Speicherdienste können 
Teil eines zentralen Backup-Kon-
zepts sein, dürfen dieses aber 
nicht ersetzen oder unterlaufen, 
beispielsweise dadurch, dass Da-
teien nur noch auf lokalen Work-
stations gespeichert werden 
und nicht mehr in die zentrale 
Datensicherung aufgenommen 
werden. Ohne regelmäßige Au-
dits und Richtlinien bekommen 
Unternehmen hiervon häufig 
nichts mit.

3. Viele Dienste bieten in der Stan-
dardausführung öffentliche Ord-
ner an, die zum einfachen Teilen 
von Dateien genutzt werden 
können. Unbedacht gespeicher-
te Fotos und Dokumente sorgen 
dafür, dass Daten unter Umstän-
den öffentlich zugänglich sind 
und per Google-Suche gefunden 
werden können. Einrichtungen 
sollten über die Einstellungen 

dafür sorgen, dass nur sie auf 
private Daten zugreifen können.

4.  Cloud-basierte Speicherdienste 
verteilen Dateien automatisch. 
Bei Diebstahl oder Verlust ei-
nes Geräts hat der Finder damit 
dann auch Zugriff auf diese Da-
ten. Speicherdienste verleiten 
dazu, stets alles Wichtige dabei 
zu haben. Mangelnde Verschlüs-
selung verursacht so unliebsa-
me Zugriffe, auch auf sensible 
Bankunterlagen, das Passwort-
verzeichnis oder Unterneh- 
mensinterna.

5. Im Kleingedruckten der Nut-
zungsbedingungen finden sich 
häufig Passagen, die das Ablegen 
unangemessener Inhalte verbie-
ten. Insbesondere die amerika-
nischen Anbieter setzen auto-
matisierte Verfahren ein, um die 
Konten der Nutzer zu durchsu-
chen und problematische Daten 
zu finden. Auf diese Art wurden 
bereits Konten bei SkyDrive ge-
sperrt und alle Daten automa-
tisch gelöscht, weil Fotografen 
ihre Bilder hier gesichert haben. 
Mit dabei waren auch harmlose 
Aktaufnahmen, die den Filter-
systemen von Microsoft offen-
bar nicht passten. Die Fotodo-
kumentation eines Dekubitus 
könnte so für medizinische Ein-
richtungen oder Pflegeanbieter 
zu einer vollständigen Konten-
sperrung beim Cloud-Anbieter 
führen.
Es empfiehlt sich daher, sich mit 

dem Thema auseinanderzusetzen. 
Dienste wie BoxCryptor helfen, bei 
Cloud-Speicherdiensten abgelegte 
Dateien vollständig zu verschlüs-
seln. Oder greifen Sie auf Alterna-
tiven wie TeamDrive zurück, die per 
se alle Daten nur verschlüsselt able-
gen, ohne dabei – nach eigenem Be-
kunden – Zugriff auf die Daten ihrer 
Kunden zu haben.

Grundsätzlich sind Speicher-
dienste für Unternehmen eine feine 
Sache. Art und Umfang der Nutzung 
sollten jedoch wohl überlegt sein.

■	 Der autor ist Inhaber der  
althammer It-Beratung in Burg-
wedel, www.althammer-it.de; 
 
www.test.de/Daten-in-der- 
Cloud-Online-Speicherdienste- 
im-test-4579657-0 

DatEnsichErhEit

Mit Speicherdiensten 
sorgfältig umgehen
Stiftung Warentest hat Cloud-Speicherdienste getestet – 
und empfiehlt Unternehmen, auf europäische Anbieter 
zu setzen statt auf SkyDrive, Google Drive und DropBox.

hartMann

Investitionen drücken Ergebnis 
heidenheim // Investitionen in den 
Vertriebsausbau und hohe Rohstoff-
preise haben das Ergebnis des Hei-
denheimer Medizinartikelherstel-
lers Hartmann belastet. Der Gewinn 
vor Zinsen und Steuern sank im 
ersten Halbjahr 2013 um 2,4 Prozent 
im Vergleich zum Vorjahreszeit-
raum auf 50,3 Millionen Euro, wie 

die Hartmann Gruppe mitteilte. Un-
term Strich blieben dem Unterneh-
men 31,5 Millionen Euro. Das ent-
spricht minus 3,9 Prozent gegenüber 
2012. Konzernchef Andreas Joehle 
gab sich mit Blick auf das Gesamt-
jahr jedoch optimistisch.

■	 www.hartmann.de 


